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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeiterstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 
Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 
aus dem Ausland 

1000 
Mill. Std. 
Miii. DM 

Mill. DM 
Mill. DM 
Mill. DM 

Mill. DM 
Mill. DM 
Mlll. DM 

Energieverbrauch 1000 t SKE 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 
Geleistete Arbeitsstunden 
Lohn- und Gehaltssumme 

Baugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 
Auftragseingang 3 

Baugenehmigungen 4 

1000 
Mill. Std. 
Mill. DM 

Mill. DM 
Mill. DM 

VVohnbau VVohnungen 
Nichtwohnbau 1 000 m 3 umbauter Raum 

Einzelhandel 

Umsatz (einschi.Umsatzsteuer) Meßziffer 1980 ~ 100 

Gastgewerbe 

Umsatz (elnschi.Umsatzsteuer) Meßziffer 1980 ~ 100 

Fremdenverkehr 5 

AnkOnfte 
Übernachtungen 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose 

Ausfuhr 

Ausfuhr 
Ausfuhr ohne Schiffe 

Kredltee 

Bestand am ~onatsende 
kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredite 7 

1000 
1000 

Anzahl 

Mill. DM 
Mill. DM 

Mill. DM 
Mill. DM 

Jüngster Monat Monatsdurchschnitt 

absolut Veränderung absolut 
zum Vorjahr 

Veränderung 
zum Vorjahr 
(gleiche Zeit) (gleicher Monat) 

in% 

Jull1984 

165 
14 

530 

2549 
2054 

495 

1708 
928 
780 

185 

48 
5 

125 

346 
211 

958 
417 

+ 0,0 
+ 2,1 
+ 5,3 

0,0 
1,3 

+ 5.4 

+ 47,6 
+ 14,1 
+127,2 

+ 7,6 

5,7 
+ 1,1 
+ 2,7 

+ 8,9 
- 13,0 

-40,6 
-30,6 

Junl1984 

108,1 3,9 

135,3 + 0,3 

334 + 2,6 
2080 5,6 

Ju111984 

103880 + 2,9 

Junl1984 

695 
694 

9924 
41147 

+ 14,1 
+ 13,9 

+ 7,9 
+ 5,8 

in% 

Januar bis Jull1984 

163 
16 

490 

2872 
2264 

608 

1 622 
1122 

499 

210 

47 
5 

119 

290 
223 

1 095 
401 

1,8 
1,5 

+ 1,8 

+ 5,7 
+ 2,4 
+ 19,8 

+ 8,3 
+ 3,3 
+ 21,5 

+ 12,7 

0,9 
1,8 

+ 2,8 

6,3 
- 12,9 

-27,0 
-39,1 

Januar bis Junl1984 

104,8 + 1,2 

97,5 - 0,7 

191 + 2,1 
964 0,6 

Januar bis Juli 1984 

110 767 + 1,7 

Januar bis Junl1984 

763 
758 

9340 
40706 

+ 16,2 
+ 22,1 

+ 4,7 
+ 6,5 

1 ) Betriebe mit Im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 
2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E II 1 3) Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Errichtung neuer Gebäude 5) in Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten (ohne Jugendherbergen und Campingplätze) 
6) an inländische Unternehmen und Private 7) einschließlich durchlaufender Kredite 
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36. Jahrgang Heft 10 Oktober 1984 

Aktuelle Auslese 

Mehr Gäste, 
aber weniger Übernachtungen 

In dm Behcrbc:rgun&sstäten mit 9 und 
mehr Bcttm wurdm im Juni 1984 334 000 

Gästcankünfte und 2,1 Mill Übcrrulchtungm gezählt. 
Damit nahm die Zahl der Ankünfte gegmüber dem 
Vorjahr um 2,6 Ofo zu, die der Obc:machtungm ver­
ringerte sich dagegen um 5,60fo. Sowohl die geringere 
~chtungs- als auch die höhere Gästezahl sind ganz 
wesentlich auf den zum Teil recht unterschiedlichen 
Beginn der Sommerferim in dmJahrm 1983 und 1984 
zuriickxufiihre. Da sich der Einfluß der Fcrimordnung 
auf die zcitliche Verteilung der Fremdmverkehrsnach­
frage besonders in dm Seebädern auswirkt, ist dort auch 
ein überdurchschnittlich hoher Übcmachtungsrückgang 
im Juni eingct:retm. 

Daß sichdie Bilanzfiirdas 1. Halbjahr 1984 im Vergleich 
zum Vorjahrtrotz der rücld2u6gm Entwicklungen in dm 
Monaten März, Mai und Juni noch sehen lassen kann, ha­
ben die Vermieter wohl in erster Linie dem Zusammm­
trdfm derOsterferieninSchleswig-Holstcin, Niedcrsach­
sen, Bcrlin und Nordrhein-Westfalen mit einer Schön­
wetterpcriode zu verdanken. Bei den Übernachtungen 
wurde fast das Vorjahresergebnis erreicht (-0,60fo), bei 
den Gästcankünften sogar ein Zuwachs ( + 2,1 Ofo) erzielt. 
Nur die Jugendherbergen und Campingplätze schnitten 
schlechter ab als im 1. Halbjahr 1983, die Campingplätze 
vor allem wegen des schlechten Wetters im Juni. 

~ Mehr Mastschweine, 
~ weniger Zuchtsauen 

Nach vorläufigen Ergebnissen der reprä­
sentativen Viehzwischenzählung wurden in Schleswig­
Holstein am 3. August 1984 1,88 Mill. Schweine ge­
haltm. Gcgmübcr August 1983 nahm die Zahl der 

Schweine um 1 Ofo zu und überstieg saisonüblich den 
Bestand vom Dezember 1983 um 9'Yo und den vom 
Apri11984 um 5 Ofo. W'ahrmd dieZahl der Ferkel (549 000) 
und der Jungschweine in der Gewichtskategorie bis 50 kg 
Lebendgewicht ( 459 000) gcringfiigig kleiner als vor 
einem Jahr war, stieg die Zahl der Mastschweine ab 50 kg 
Lebendgewicht um 5 Ofo auf 674 000 Tiere erheblich an. 
Dagegen nahm der Saumbestand in Jahresfrist um 5 Ofo 
auf 189 000, die kleinste Zahl im August seit 19n, stark 
ab. Gut 40 000 waren Jungsauen und 149 000 Altsauen 
(- 3 % ). Um 3 Ofo auf 127 000 verringerte sich der Be­
stand an trächtigen Jung- und Altsauen, während die Zahl 
nicht trächtiger Tiere ( 61000) um 8 Ofo zurückging. 

~ Gute Getreideernte 

~~ Nach Auswertung der Hälfte aller vorge-
sehenen Probefelder der Besonderen 

Ernteermittlung ist mit einer vorläufigen Getreideernte 
von etwa 2,25 MilL t in Schleswig-Holstein zu rechnen. 
Das wären 8% mehr als im Vorjahr und 5% mehr als 
imMittddervorhcrgehendmsechsJahtt. WegenAnbau­
einschrinkungen und etwas niedrigerer Hektarerträge 
wird die bisherige Höchsternte des Jahres 1982 um 7% 
untcrschrittm. Von der Gesamternte werden voraus­
sichtlich 1,07 Mill t Weizen, 0,22 Mill. t Roggen und 
0,86 Mill t Gerste sein. 

W'ahrmd die verstärkt angebauten Wmtcrgetreidearten 
deutlich höhere Hckt.arc:rtrige bringen werden als im 
Vorjahr und im mehrjährigen Durchschnitt, werden die 
Hektarerträge der Sommergetreidearten voraussichtlich 
nur knapp über durchschnittlichem Niveau liegen. Die 
Anbaufläche der Sommergetreidearten macht 1984 
jedoch nur noch 10% der Getreidefläche aus. Die Hdct­
arert:räge aller Getreidearten liegen in der Nähe derT rend­
enrartungen, die sich aus den Ergebnissen der vorher­
gehenden zwölf Jahre errechnen. 
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Studienabsichten schleswig-holsteinischer Schüler 1984 

Im Frühjahr jedes Jahres, kurz bevor die Prüfungen 
zur Ertangung der Hochschul- oder Fachhochschul­
reife anstehen, werden die Schüler in den Abschluß­
klassen der Sekundarstufe II nach ihren Studienab­
sichten befragt. Diese nach dem Hochschulstatistik­
gesetz (HStatG) vorgeschriebene Erhebung dient der 
Beobachtung der voraussichtlich Studienberechtig­
ten und der Vorausschätzung von Studienanfänger­
zahlen. Der Kern des Fragenkatalogs besteht in der 
Frage nach dem Studienwunsch. Wird diese Frage 
bejaht, schließen sich weitere nach den gewünschten 
Fächern, nach dem Hochschulstandort und ggf. nach 
einem Lehramtsstudium an. 

ln Schleswig-Holstein wurden 1984 mit dieser Befra­
gung 1 0 049 Schüler erreicht. Dies ist die größte 
Zahl seit Beginn dieser Erhebung im Jahre 1972. 
Die Erfassung ist allerdings in der Regel nicht voll­
ständig, da immer einige Schüler nicht erreichbar sind. 
Gemessen an der von den Schulen für die 13. Jahr­
gangsstute gemeldeten Soll-Schülerzahl lag der Er­
fassungsgrad in Schleswig-Holstein aber immer um 
95% und darüber, 1984 betrug er etwa 97 %. 

Im Hinblick auf das Ziel der ,.Abiturientenbefragung", 
Grundlagen für die Vorausschätzung von Studienan­
fängerzahlen zu schaffen, muß auf folgendes hinge­
wiesen werden: Der Befragungstermin liegt vor dem 
der Abschlußprüfung, d.h. es steht nicht fest, wie viele 
letztlich die Schule mit der Hochschul- oder Fach­
hochschulreife verfassen; zweitens werden die Schü­
ler nach ihren Absichten gefragt; über deren Reali­
sierung ist keine Aussage möglich. 

Die Zahl der erlaBten Schüler ist seit 1972 ständig 
gestiegen. Hierin wurde deutlich, daß das Potential an 
Hochschulzugängern ständig größer wurde, was ja auch 
die Ergebnisse der Schulstatistik über die Entlassenen 
mit Hochschul- oder Fachhochschulreife bestätigten. 
Entscheidend für die Zahl von Studienanfängern ist 
dann aber die .,Übergangsquote", für die der Anteil 
der Studierwilligen aus der Frage nach dem Studien­
wunsch Anhaltspunkte liefert, allerdings wohl eher Mi­
nimalwerte, denn aus dem Anteil der zum Zeitpunkt 
der Erhebung noch Unentschlossenen entscheiden 
sich erfahrungsgemäß weitere, ein Studium zu begin­
nen. Tatsächlich wuchs aber auch die Zahl der Stu­
dienanfänger ständig. 

Studienabsichten 

1984 beantworteten 56 % der erlaBten Schüler die 
Frage nach dem Studienwunsch mit ,.Ja", 18% mit 
,.Nein", und 26 % waren noch unentschieden. Dies 
sind der niedrigste Anteil der Studierwilligen und die 
höchsten Anteile der Unentschiedenen und der Nicht­
studierwilligen, die jemals für Schleswig-Holstein fest­
gestellt wurden. Es zeigt sich auch in diesen Zahlen, 
daß an die Stelle der Bildungseuphorie der frühen 
siebziger Jahre heute die Unsicherheit wegen der 
verschlechterten Arbeitsmarktlage für Hochschulab­
solventen getreten ist. Wenn nun eine Abkehr vom 
Hochschulstudium festzustellen ist, werden sich die 
Abiturienten doch wahrscheinlich einer anderen be­
ruflichen Ausbildung zuwenden. Der weiter angestie­
gene Anteil der Nicht-Studierwilligen stützt die Be­
fürchtung, daß sich die Probleme im Sektor der be­
ruflichen Bildung weiter verschärfen werden. 

Schüler nach Ihrer Studienabsicht D~SIIIIIA SH 
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Obwohl sich die Zahl der ertaSten Schüler weiter er­
höht hat, ist die absolute Zahl der Studierwilligen auf­
grund des sprunghaft abgasunkeneo Studieninteres­
ses erstmals seit 1979 gesunken und beträgt 5 665. 
Ist dies schon ein Anzeichen dafür, daß die Spitze 
des Studentenberges demnächst erreicht wird? Wenn 
diese Frage auch jetzt noch offen bleiben muß, kann 
doch zumindest erwartet werden, daß sich die abneh­
mende Studierneigung dämpfend auf die Studienan­
fängerzahlen auswirken wird. 

Von der verschlechterten Arbeitsmarktsituation für 
Hochschulabgänger besonders betroffen scheinen 
sich die weiblichen Schüler zu fühlen. Nur 4 7 % von 
ihnen wollten ein Studium aufnehmen, während 26 % 
keine Studienabsichten hatten gegenüber 65 % Stu­
dierwilligen und nur 1 0 % Nicht-Studierwilligen bei den 
Männem. Mit Ausnahme des Jahres 1972 hat dieses 
Geschlechtspezifikum aber Tradition, wenn es auch 
über die Erhebungsjahre hinweg unterschiedlich stark 
ausgeprägt war. Es zeigt, daß weibliche Schüler viel 
weniger geneigt sind, einen berufsqualifizierenden Ab­
schluß über die Hochschulausbildung zu erreichen. 
Für diese Einstellung kann eine generelle Annahme 
schlechterer Berufsaussichten für weibliche Hoch­
schulabgänger die Ursache sein. Hierbei mag sich in 
jüngster Zeit zusätzlich ausgewirkt haben, daß die 
Möglichkeiten, Lehrer zu werden, geringer geworden 
sind, wovon angesichts ihres hohen Anteils in diesem 
Beruf die Frauen besonders betroffen sind. 

Studienabsichten und Art der Hochschulreife 

Deutliche Unterschiede ln den Studienabsichten sind 
bei den Schülern nach der Art der von ihnen ange­
strebten Hochschulreife festzustellen. Von den 8 848 
(88 %) erlaBten Schülern mit angestrebter allgemei­
ner Hochschulreife wollten 56 % ein Studium aufneh­
men, 18 % nicht studieren und 26 % waren noch un­
entschlossen. Dagegen wollten 62 % der 1 201 Schü­
ler mit angestrebter Fachhochschulreife ein Studium 
beginnen, 13 % waren ohne Studienabsicht und 25 % 
noch unentschlossen. 

Die weitere Differenzierung nach dem Geschlecht 
zeigt. daß der Anteil derer mit Studienwunsch unter 
den männlichen Schülern mit angestrebter Fachhoch­
schulreife größer ist als unter denen, die die allge­
meine Hochschulreife anstreben. Bei den Schülerin­
nen verhält es sich umgekehrt, also das Studieninter­
esse ist auf der Basis der allgemeinen Hochschulreife 
deutlich größer. Die Schüler ohne Studienabsicht ver-

SchOier nach der Alt der angntnbt.n Hoc:hKhulretfe, 
O..CtMcllt und Studlenalcht 

Studienabsicht Schuler mit angestrebter_ 

allgememer Fachhochschulreife 
Hochschulreife 

mäMiich weiblich männlich weiblich 

ErlaBte SchOier 4503 4345 927 274 
davon in% 
mit Studienabsicht 64 47 69 38 
ohne Studienabsicht 11 26 7 34 
noch unentschieden 26 27 24 28 

teilen sich bei beiden Geschlechtern komplementär 
dazu. 

Bei der Betrachtung des Studieninteresses nach Art 
der angestrebten Hochschulreife muß allerdings be­
rücksichtigt werden, daß die Neigung zu studieren 
durchaus unterschiedlich sein kann nach der Art der 
besuchten Schule und der Jahrgangsstufe des voraus­
sichtlichen Schulabgangs. Das Bild zeigt den höchsten 
Anteil Studierwilliger bei den Fachgymnasiasten des 
technischen Zweiges (72 %) und bei den Fachober­
schülern, die auch überwiegend den technischen 

Hochachulrelfe, Schulart und Studienabsichten 1984 
05311!1SIIII.AS·H 

Fechgyrmesien/ 
SoliiiWirtscllllt 

o w ~ ~ ~ w ~ ro ~ ~ m~ 
der Schüler 

0 10 ~ ~ ~ 50 ~ 70 80 ~ 100'1b 
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Zweig besuchen. Bei beiden beträgt der Anteil der 
Studierunwilligen nur 5 %. Hier kann man davon aus­
gehen, daB die Hochschulreife überwiegend mit dem 
Ziel eines späteren Studiums angestrebt wird. Auf der 
anderen Seite und dem Studium abneigend gegen­
über stehen die Schüler der Gymnasien, Gesamt­
schulen, Abend- und übrigen Fachgymnasien, die die 
Schule mit der Fachhochschulreife, also bereits nach 
der 12. Jahrgangsstufe, verlassen wollen. 41 % von 
ihnen wollen nicht studieren. Hier können wir ver­
muten, daS der Bildungsweg zur allgemeinen Hoch­
schulreife abgebrochen wird, weil z.B. die Leistungen 
nicht ausreichen oder Alternativen in der beruflichen 
Ausbildung günstiger erscheinen. Ausgenommen hier­
von sind die technischen Fachgymnasiasten, die eine 
noch hohe Studierneigung aufweisen, obwohl sie die 
Schule nach der 12. Jahrgangsstufe verlassen wollen. 

Auffallend ist das deutlich unterdurchschnittliche 
Studieninteresse der Schüler der sozialwirtschaftli­
chen Fachgymnasien und der Abendgymnasien 
(13. Jahrgangsstufe). Bei ihnen sind die Anteile der 
noch Unentschiedenen gleichzeitig überdurchschnitt­
lich hoch, wobei Ursachen hierfür nur schwer be­
stimmbar sind. Bei den Schülern der Abendgymna­
sien läßt sich zumindest vermuten, daß das primäre 
Ziel des Schulbesuchs eine Erweiterung der Allge­
meinbildung mit entsprechender Verbesserung der 
Berufschancen und nicht unbedingt ein Hochschul­
studium ist. 

Verzögerter Studienbeginn 

Die Frage nach dem Studienwunsch unterscheidet 
in der Antwort ,.Ja~ zwei Vorgaben, nämlich ob der 
Schüler ein Studium unmittelbar nach Erwerb der 
Hochschulreife aufnehmen will oder erst im Anschluß 
an eine andere Ausbildung. 1984 wollten 71 % der 
Studierwilligen ein Studium sofort aufnehmen, 29 % 
erst eine anderweitige Ausbildung angehen. 1976 
wollten noch 81 % sofort studieren und nur 19 % 
erst eine anderweitige Ausbildung durchlaufen. Die­
ser in der Studienwunsch-Statistik erkennbare Trend, 
das Studium verzögert aufzunehmen, wurde schon 
in der Vergangenheit auch durch die Ergebnisse der 
Studentenstatistik aufgezeigt; der Anteil der sofort 
mit dem Studium Beginnenden sank und der Anteil 
derer, bei denen mehr oder weniger viel Zeit zwischen 
dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung und 
dem Studienbeginn verging, stieg. 

Als Ursache für diese Entwicklung ist mehreres zu 
vermuten: 

-es besteht die allgemeine Tendenz, vor Studien­
beginn eine betriebliche oder schulische Berufs­
ausbildung zu absolvieren, 

- in den Studienordnungen vorgeschriebene hoch­
schulexterne Praktika werden zunehmend vor Stu­
dienbeginn absolviert, 

- eine geänderte Praxis in der Anrechnung von War­
tezeiten für Numerus clausus-Fächer zwingt Stu­
dieninteressenten, die Wartezeit durch Praktika 
oder betriebliche Ausbildung zu überbrücken, an­
statt ein Ausweichstudium zu belegen. 

Die Bundesergebnisse der Studentenstatistik weisen 
hierzu z.B. folgendes aus1: Von den Schulabsolven­
ten, die 1972 eine Studienberechtigung erwarben, 
hatten sich bis einschließlich drei Jahre nach dem 
Erwerb 91,8% an einer Hochschule im Bundesgebiet 
eingeschrieben; 63,9% davon immatrikulierten sich 
noch im Jahr des Erwerbs der Berechtigung. Von de­
nen, die 1976 die Schule mit einer Hochschulzugangs­
berechtigung verlieBen, hatten nur 7 4,2 % bis drei 
Jahre nach der Reifeprüfung ein Studium aufgenom­
men und nur 52,8 % davon in dem Jahr, in dem sie 
die Prüfung ablegten. Es wird allgemein erwartet, daß 
sich dieser Trend fortgesetzt hat und daß sich vor al­
lem auch die zeitlichen Abstände zwischen Abitur und 
Studienbeginn vergrößert haben, so daß zukünftig mehr 
als drei Jahre in die Beobachtung einbezogen wer­
den müssen, um die Übergangsquote eines Schulab­
schlußjahrganges zu ermitteln. 

Hochschulwahl 

Mit ausschlaggebend für die Wahl der Studienrich­
tung und der Studienfächer ist die Entscheidung, wel­
che Hochschule besucht werden soll. Für die Schüler 
mit künftiger Fachhochschulreife kommt hier nur der 
Besuch einer Fachhochschule in Frage, während die 
Schüler, die eine allgemeine Hochschulreife anstre­
ben, zw!schen Fachhochschule und wissenschaftli­
cher Hochschule wählen können. Von allen Studier­
willigen haben 1984 72,3 % die Absicht, ein Studium 
an einer wissenschaftlichen Hochschule zu beginnen, 
und 27,7% wollten ein Fachhochschulstudium auf­
nehmen. Dagegen wollten 1980 noch 78,8 % eine 
wissenschaftliche Hochschule besuchen und nur 
21,2% eine Fachhochschule. Diese Umschichtung 

1) Vgl.: Wissenschaftsrat Zur Lage der Hochschulen Anfang 
der 80er Jahre, Köln 1983, Statistischer Anhang, Tabelle 10 
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läßt schnell folgern, daB sich das Interesse an einem 
Fachhochschulstudium verstärkt hat, jedoch kann 
diese Entwicklung präziser beschrieben werden. Zum 
einen stieg unter den Studierwilligen der Anteil der 
Fachoberschüler, die ja eine Fachhochschulreife an­
streben, von 8,4 % 1980 auf 11,8 % 1984. Dies 
resultiert aus dem vergrößerten Anteil der Fach­
oberschüler an den insgesamt befragten Schülern 
(1980: 7%, 1984: 9 %) und aus ihrem vergleichs­
weise hohen Studieninteresse. Während die Studier­
neigung bei den Fachoberschülern von 1980 nach 
1984 nur um 1 0 Prozentpunkte auf 72 % gesunken 
ist, sank der Anteil der Studierwilligen unter den üb­
rigen Schülern im gleichen Zeitraum um 12 Prozent­
punkte auf 55 %. Zum zweiten hat der Anteil derje­
nigen mit allgemeiner Hochschulreife, die ein Fach­
hochschulstudium beginnen wollen, von 11,1 % auf 
14,5 % aller Studierwilligen zugenommen. 

Mithin sind es also zwei Ursachen, die den Trend zum 
Fachhochschulstudium hervorrufen, wobei offenblei­
ben muB, ob die Fachoberschulen nur Ersatz für die 
frühere Zugangsberechtigung für Fachhochschulen 
- Mittlere Reife und Berufsausbildung - sind oder 
ob sie auch Erschließungsfunktionen ausüben. Sicher 
festgestellt werden kann aber, daS Schüler, die die 
allgemeine Hochschulreife anstreben, ein verstärktes 
Interesse an einem Fachhochschulstudium haben, 
obwohl sie sich für ein Studium an einer wissenschaft­
lichen Hochschule qualifizieren. 

Lehramtutudlum 

Seit jeher von Interesse aufgrund der besonderen 
Arbeitsmarktsituation Ist die Zahl der Studlerwilligen, 
die ein Lehramtsstudium aufnehmen wollen. Von 
5 665 Studierwilligen des Jahres 1984 wollten 278 
Lehrer werden. Dies entspricht einem Anteil von nur 
noch 5 % und ist der bisher niedrigste Wert, den 
die Abiturientenbefragung ergeben hat. 1980 betrug 
der Anteil noch 19 %, ging dann aber stark zurück 
über 13%1982 und 7%1983. 

Dabei hat sich auch die Struktur der Studienwilligen 
hinsichtlich des gewünschten Lehramtes gewandelt. 
Von 1980 ausgehend ist der Anteil derjenigen, die 
ein Lehramtsstudium für Realschulen beginnen wol­
len, stark zurückgegangen. Dafür ist der Anteil derer, 
die später an berufsbildenden Schulen lehren wollen, 
fast in gleichem Maße gestiegen. Das Interesse an 
einem Lehramtsstudium für Grund- und Hauptschulen 
ist nach einem zwischenzeitliehen Höhepunkt im Jah­
re 1982 nunmehr wieder rückläufig: Der entsprechen-

Studienwillige SchOier, cle Leh,., wwden woiMn, 
1\Kh der Art dM angestrebten Lehramt.. 

1980 1981 1982 1983 1984 

lnag ... mt 778 870 74S 382 278 
davon in % f. d. Lehramt an 
Grund· und Hauptschulen 19,6 20,0 26,6 24,3 15,8 

Realschulen 14,8 14,5 1111 6,8 8,3 
Gymnasien 51 ,3 49,6 47,0 50,5 55,4 

Sonderschulen 6,3 8,6 7,7 9,2 7,2 
Berufsbildenden Schulen 8,0 7,3 7,5 8.9 13,3 

de Anteil an den Studierwilligen ist 1984 auf einen Wert 
unter dem von 1980 gefallen. Eine nahezu gegenläu­
fige Entwicklung stellen wir für potentielle Lehrer an 
Gymnasien fest. Ihr Anteil erreichte 1982 ein Mini­
mum, ist dann aber gestiegen und liegt 1984 deut­
lich über dem Anteil von 1980. Verhältnismäßig kon­
stant geblieben ist dagegen der Anteil der Schüler, 
die Lehrer an Sonderschulen werden wollen. Beden­
ken wir aber, welche absoluten Zahlen mit den Pro­
zentangaben verbunden sind, so kann man feststellen, 
daS sich die studienwilligen Schüler entsprechend der 
derzeitigen Situation auf dem Lehrerarbeitsmarkt ver­
halten wollen, nämlich ein Lehramtsstudium nicht 
zu beginnen. 

Gewünschte Studienfächer 

Welche fachliche Ausrichtung streben die 5 387 an­
deren studierwilligen Schüler an? Hierbei müssen wir 
die Schüler sinnvollerweise danach unterscheiden, 
ob sie eine wissenschaftliche Hochschule oder eine 
Fachhochschule besuchen wollen, denn das Ausbil­
dungsangebot der beiden Hochschularten Ist in der 
allgemeinen Zielsetzung und der Auswahl an Studien­
gängen sehr unterschiedlich. Bei den Schülern, die 
eine wissenschaftliche Hochschule, Integrierte Ge­
samthochschule oder Kunsthochschule besuchen 
wollen, stehen Studienfächer der Fächergruppe Wirt­
schafts- und Gesellschaftswissenschaften auf Platz 1 
der Wunschliste; 23,2 % wollten das Studium mit 
einem Fach dieser Gruppe aufnehmen. Auf den näch­
sten Plätzen folgen die Fächergruppen Mathematik/ 
Naturwissenschaften (20,6 %) und die Ingenieurwis­
senschaften ( 14,6 %). Gegenüber 1976 sind die An­
teile der Fächergruppen Wirtschafts- und Gesell­
schaftswissenschaften nahezu gleich geblieben, da­
gegen konnte die Fächergruppe Mathematik/Natur­
wissenschaften Zugewinne verbuchen ebenso wie die 
kunstwissenschaftliehen Fächer. Deutlich zurückge­
gangen und auf Platz 4 der Reihenfolge zurückgefal-
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len ist der Anteil derjenigen, die sprach- und kultur­
wissenschaftliche Fächer belegen wollen: Während 
1976 dies noch jeder sechste Schüler beabsichtigte, 
war es 1984 nur rioch jeder achte. Leicht zurückge­
gangen ist auch das Interesse am Studium der Human­
medizin, wozu das Wissen um die geänderte Anrech­
nung von Wartezeiten und die Änderung der Zulas­
sungsvoraussetzungen beigetragen haben kann. 

Entsprechend dem Ausbildungsangebot der Fach­
hochschulen mit dem Schwerpunkt in den ingenieur­
wissenschaftlichen Fächern, beabsichtigt die Mehrheit 
(54,5 %) der Schüler, die eine Fachhochschule besu­
chen wollen, ein Ingenieurstudium aufzunehmen. Der 
Anteil an Ingenieurwissenschaften interessierter Schü­
ler ist damit seit 1976 um fast 7 Punkte gestiegen. 
Oiesem Zuwachs steht ein zurückgegangenes In­
teresse an sprach- und kultur- sowie wirtschafts­
und gesellschaftswissenschaftliehen Fächern gegen­
über, die 1984 nur noch Anteile von 2.4 % und 13,6 % 
hatten. Leicht zugenommen haben die Anteile der 

Gewünschte Studienfächer (Fächergruppe) 
und Hochschulart 1976 und 1984 

(ohne Lehramtsstudien) 
D~ Sial lA S·H 

WissenschafUicha 
Hoci13Chulen 

20% 10 0 

Wlrtschafta­
und 

Gesellschafts· 
wisseMch4ftsn 

Ma1flematik/ 
Natur­

wissenschaften 

HUf118111118diZin 

Agrar-, Fom­
und 

Ernährungs­
wissenschaften 

0 

20% 10 0 0 
der SchWer 

Fachlwlchschulan 

10 20 30 40 50% 

der Schiller 

10 20 30 40 50% 

der Schüler 

Fächergruppen Mathematik/Naturwissenschaften und 
Kunstwissenschaften, das Interesse an Fächern der 
Agrarwissenschaften blieb gleich. 

Hochschulstandorte 

Über die dargestellten Merkmale hinaus sind die 
Schüler, sofern sie ein Studium beginnen wollten, 
auch nach der gewünschten Hochschule gefragt wor­
den. Über den Hochschulschlüssel lassen sich die 
Hochschulen den einzelnen Bundesländern zuordnen, 
wobei philosophisch-theologische, kirchliche und 
Kunsthochschulen wegen ihrer relativen Seltenheit 
ausgenommen sind. Ebenso werden Schüler, die zu 
dieser Frage keine Antwort gegeben haben, im fol­
genden nicht berücksichtigt. 

Von den verbleibenden 4 755 studienwilligen Schü­
lern in Schleswig-Holstein wollten 43,8 % ein Studium 
an Hochschulen im Lande aufnehmen. Damit liegt 
Schleswig-Holstein auf dem vorletzten Platz in der 
Rangfolge der Bundesländer, und nur in Bremen woll­
ten relativ noch weniger Schüler (39,8 %) ein Stu­
dium im eigenen Lande aufnehmen. Der Anteil in 
Schleswig-Holstein hat sich in den letzten Jahren leicht 
verändert: 1978 betrug er 44,5 %, erreichte 1982 
einen Höchststand von 47,7% und fiel dann wieder 
ab auf den heutigen Wert. Das vergleichsweise nied­
rige Interesse, im eigenen Land zu studieren, kann 
verschiedene Ursachen haben: 

- schleswig-holsteinische Schüler geben sich räum­
lich mobiler als ihre Kollegen in anderen Bundes­
ländern, 

- das Bildungsangebot im Lande deckt nicht alles ab, 
was im Bundesgebiet angeboten wird, 

- der Einzugsbereich konkurrierender Hochschul­
standorte außerhalb der Landesgrenzen, die zu­
mindest in der Wahrnehmungs-Entfernung der 
Schüler liegen, erfaßt Teile Schleswig-Holsteins. 

Gerade die letzte Ursache ist wohl Haupterklärungs­
moment für das festgestellte Interesse am Studium 
außerhalb des Landes. 1 358 (28,6 %) der 4 755 
Studienwilligen in Schleswig-Holstein wollen nämlich 
eine Hamburger Hochschule besuchen. Es ist anzu­
nehmen, daB der Einzugsbereich der Hamburger 
Hochschulen vor allem bestimmte Gebiete Schles­
wig-Holsteins umfaBt, nämlich die Hamburg-Randkrei­
se, von denen aus auch gute Verkehrsverbindungen 
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nach Harnburg bestehen, so daß die Studenten im 
Elternhaus in einer Wohnsitzgemeinde Schleswig­
Holsteins wohnen können und einem Studium in Harn­
burg nachgehen. Insofern könnte in diesen Fällen 
die Ursache "umfassenderes Bildungsangebot außer­
halb des LandesM als Erklärungsmoment für die ge­
plante Bildungsabwanderung der Schüler an Gewicht 
verlieren, wenn die voraussichtlichen Abwanderer tat­
sächlich die räumliche Nähe vom Studienort zum El­
ternhaus vor den Möglichkeiten eines breiteren Bil­
dungsangebots bevorzugen. 

Von den studierwilligen Schülern in anderen Bundes­
ländern beabsichtigten 1984 1 028 ein Studium an 
einer schleswig-holsteinischen Hochschule aufzuneh­
men; dies entspricht einem Anteil von 0,8 % an den 
Studierwilligen. dieser Länder Zu den Vorjahren sind 
hier nur geringfügige Abweichungen festzustellen: 
die Zahl der eventuellen ~Bildungseinpendler" be­
wegte sich seit 1976 zwischen etwa 800 und 1 200 
und ihr Anteil zwischen 0,7 und 0,9 %. Die Attraktivi­
tät der schleswig-holsteinischen Hochschulen hat sich 
danach offensichtlich nicht verändert. Am häufigsten 
nannten niedersächsische (373) und nordrhein-west-

fälische Schüler (246) Schleswig-Holstein als ange­
strebtes Studienland. 

Abschließend soll gerade zu den regionalen Aspek­
ten der Studienwunschstatistik nochmals darauf hin­
gewiesen werden, daß die Erhebung Absichtserklä­
rungen erfragt. Die Studienplatz-Vergabeverfahren ent­
scheiden dann hauptsächlich, wie die Verteilungen 
der Abiturienten nach Studienfächern. nach Studien­
gängen und nach Hochschulstandorten nach der Im­
matrikulation aussehen, wenn wir einmal unterstel­
len, daß es sich bei den Angaben der Schüler hier 
um erste Präferenzen handelt und diese sich nicht 
schon bis zum Antrag auf einen Studienplatz ändern. 
Eine Analyse von Studienanfängern anhand der Stu­
dentenstatistik hinsichtlich der hier dargestellten 
Merkmale könnte Aufschlüsse darüber liefern, inwie­
weit die Schüler ihre Wünsche realisieren konnten. 
Unter Umständen könnte diese Analyse auch Anhalts­
punkte zur Qualität der Abiturientenbefragung geben, 
wenngleich zu befürchten steht, daß die Vergabever­
fahren zahlreiche Pläne durchkreuzen und deshalb 
Aussagen in dieser Richtung stark entwerten. 

Gerhard Winck 

Baugenehmigungen im Wohnbau seit 1970 

Die Bauwirtschaft- 1983 in Schleswig-Holsteln immer­
hin mit einem Anteil von 9% am Bruttoinlandsprodukt 
beteiligt - wird auf der Grundlage zweier Statistikge­
setze beobachtet, beschrieben und analysiert. Das 
Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 
ist die rechtliche Grundlage für ein umfassendes sta­
tistisches Instrumentarium, das als Primärerhebung bei 
den Baubetrieben und Bauunternehmen über die Auf­
tragslage, Beschäftigtenzahl, geleistete Arbeitsstun­
den, Bauleistungen, Investitionen, Geräteausstattung 
und Wareneingänge informiert und damit die Ange­
botsseite der bauausführenden Wirtschaft beschreibt. 

lnfonnationen über die Nachfrage nach Bauleistungen 
im Hochbau liefern die Bautätigkeitsstatistiken. Auf der 
Rechtsgrundlage des Zweiten Gesetzes über die 
Durchführung von Statistiken der Bautätigkeit und die 
Fortschreibung des Gebäudestandes sind alle geneh­
migungs-, zustimmungs- und anzeigepflichtigen Bau­
maßnahmen, bei denen Wohnraum oder sonstiger 

Nutzraum geschaffen oder verändert wird, zu erfassen. 
1979 wurden die Bautätigkeitsstatistiken reformiert, 
und zwar dergestalt. daß jetzt auch Städteplanerische 
Ansprüche nach dem Bundesbaugesetz. dem Städte­
bauförderungsgesetz und der Baunutzungsverordnung 
berücksichtigt werden. Gegenüber dem ersten Gesetz 
von 1960, das vor allem die traditionellen, mehr tech­
nisch orientierten Informationen über das Baugesche­
hen lieferte. ist somit das Datenangebot für die Ent­
scheidungsträger von bau- und wohnungspolitischen 
Aufgabenstellungen erheblich verbessert worden. 

Entsprechend der zeitlichen und administrativen Ab­
wicklung eines Bauvorhabens führt der Gesetzesauf­
trag zu mehreren Einzelstatistiken, nämlich zu den 
Statistiken über die Baugenehmigungen, die Baufertig­
stellungen, den Bauüberhang und schließlich zu einer 
Abgangserhebung. Bei diesen Erfassungen sind öffent­
liche Dienststellen in den Erhebungsweg eingeschaltet. 
Die Statistiken setzen zwar bei den Bauherren an, 
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beziehen aber ausdrücklich die Bauaufsichtsbehörden 
und für einige Fragen auch die Gemeinden in die Aus­
kunftspflicht mit ein und haben somit den Charakter 
von Sekundärerhebungen. 

Die Statistik über den Bauüberhang zeigt die Anteile 
der Bauten auf, die sich bereits im Bau befinden, unter­
schieden nach dem Baufortschritt, und die noch nicht 
begonnen wurden. Die statistische Beobachtung über 
das Bauvorhaben wird dann abgeschlossen, wenn dem 
Bauherrn der Hausschlüssel überreicht wird, der Bau 
also bezugsfertig ist und dieses Ereignis in die Erhebung 
der Baufertigstellungen eingeht. Zusammen mit der 
Abgangserhebung, die alle Gebäude und Gebäudeteile 
erfaßt, deren Nutzung geändert wird oder die durch 
bauaufsichtsrechtliche Maßnahmen, Schadensfälle 
oder Abbruch der Nutzung entzogen werden, sind die 
Fertigstellungen Voraussetzung für die Statistik des 
Gebäude- und Wohnungsbestandes. Der Bestand an 
Wohngebäuden und Wohnungen soll in mehrjährigen 
Abständen durch Totalzählungen ermittelt werden. 
Zwischen den Zählungen wird der Bestand zum 31.12. 
eines jeden Jahres mit den Ergebnissen der Statistik 
der Baufertigstellungen und denen der Abgangserhe­
bung fortgeschrieben. Basis der gegenwärtigen Fort­
schreibung ist das auf den 31. 12.1967 zurückgerech­
nete Ergebnis der letzten Gebäude- und Wohnungs­
zählung am 25.10.1968. 

Die Erteilung von Baugenehmigungen durch die untere 
Bauaufsichtsbehörde - in Schleswig-Holstein sind das 
die Landräte und Bürgermeister der kreisfreien Städte 
als untere Bauaufsichtsbehörde 1 - hat zwar unmittel­
bar noch keine Auswirkungen auf die Aktivität der Bau­
wirtschaft, sie ist aber für die Abschätzung des Nach­
frageverhaltans nach Bauleistungen und damit für die 
Stimmungslage in der Bauwirtschaft ein unverzicht­
barer Frühindikator. Dabei darf nicht übersehen wer­
den, daß wegen des oft groBen Zeitraumes zwischen 
Genehmigung und Fertigstellung des Bauvorhabens 
Unsicherheit darüber besteht, ob der Bau auch tatsäch­
lich zur Ausführung kommt. 1983 erloschen z.B. die 
Genehmigungen von über 1 000 Wohnungen, das ist 
ein Ausfall von 5% aller genehmigten Wohnungen, 
wofür oft die verschlechterten Eikommensverhättnisse 
der Bauherren verantwortlich waren. Da außerdem die 
Bauzeiten der einzelnen Bauprojekte sehr unterschied­
lich sind, ist die Entwicklung der Fertigstellungen von 
der der Genehmigungen nicht direkt ableitbar. Wichtige 

1 ) Der Innenminister kann durch Verordnung die Aufgaben der 
unteren Bauaufsichtsbehörde ganz oder tellweise auf amts­
freie Geme1nden übertragen. lnsowe1t wird der Burgermelster 
untere Bauaufsichtsbehörde 

Determinanten für den Zeitpunkt der Realisierung einer 
Baugenehmigung sind der Auslastungsgrad der Kapazi­
täten im Baugewerbe und die Witterungsverhättnisse. 
Trotz dieser Mängel ist der Wert der Statistik der Bau­
genehmigungen für die Beurteilung der Bauwirtschaft 
unbestreitbar hoch. 

ln diesem Beitrag wird die Entwicklung und Struktur 
der Baugenehmigungen für Wohnungen seit 1970 
dargestellt. Wohnungen entstehen durch Errichtung 
neuer Gebäude oder durch Baumaßnahmen an be­
stehenden Gebäuden. Die Gebäude werden in Wohn­
und Nichtwohngebäude unterschieden. Zu den Wohn­
gebäuden zählen solche, die überwiegend Wohn­
zwecken dienen, einschließlich der landwirtschaftlichen 

Wohngebäude sowie Wochenend- und Ferienhäuser 
mit 50 und mehr qm Wohnfläche. Nichtwohngebäude 
sind Anstalts- und Bürogebäude, Schulen und sonstige 
Nichtwohngebäude wie Kirchen, Theater und Sport­
hallen. Auch in Nichtwohngebäuden können Wohnun­
gen enthalten sein, die allerdings die Zweckbestim­
mung als Nichtwohngebäude nicht verändern. 

ln Schleswig-Holstein ergab die eingangs erwähnte 
Fortschreibung des Wohnungsbestandes, daß am 
31 .12.1983 die Bevölkerung mit 1153 271 Woh­
nungen versorgt war. Im gleichen Jahr erteilten die 
Aufsichtsbehörden die Genehmigungen für den Bau 
von 18 840 Wohnungen. Wie die Tabelle zeigt, wurde 
damit das Ergebnis von 1982, als man mit nur 13 902 
Wohnungen die wenigsten Baugenehmigungen seit 
1950 zählte, um 36% deutlich übertroffen. Zwar fielen 
1971 und 1972 die höchsten Genehmigungszahlen 
seit Kriegsende an, doch war das Genehmigungs­
volumen im Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1969 mit 
rund 29 100 Wohnungen deutlich höher gewesen als 
mit 23 500 Einheiten im Durchschnitt der Jahre 1970 
bis 1979. Etwa so viele wurden auch in der Wieder­
aufbauphase 1950 bis 1959 (rd. 23 700 Wohnungen) 
in Schleswig- Holstein durchschnittlich zum Bau ge­
nehmigt. Entsprechend der Entwicklung im nörd­
lichsten Bundesland verlief im Bundesgebiet die Nach­
frage nach Wohnungen. Auch hier ist 1982 mit rund 

335 000 Genehmigungen das geringste und 1972 
das höchste Ergebnis seit 1950 erzielt worden. Nach 
dem Nachfrageboom der frühen siebziger Jahre gingen 
die Genehmigungszahlen bis 1977 ständig zurück. 
1978 konnten dann in Schleswig-Holstein wie auch 
im Bundesgebiet erstmals wieder Zuwachsraten ge­
meldet werden. Danach setzte sich der Nachfrage­
rückgang fort. 

Der Anteil genehmigter Wohnungen im Nichtwohnbau 
am gesamten Genehmigungsvolumen ist sehr gering. 
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Genehmigte Wohnungen eett 1870 ln Land und Bund 

Jahr Schleswig- Holstein Bundesgebiet 

Wohnungen Wohnungen 
lnsgesamt1 darunter insgesamt1 darunter 

Wohnungen Wohnungen 
durch Errichtung durch Errichtung 

neuer neuer 

Wohn- Nicht- Wohn- Nicht-
gebäude wohn- gebäude wohn-

gebäude gebäude 

1970 28289 26137 1043 609356 571 767 13308 
1971 34557 32568 816 705417 665 710 13111 
1972 34242 32267 656 768636 726182 15304 
1973 27662 25928 414 658918 618439 13697 
1974 19612 18237 359 417783 384 527 10107 

1975 15991 14845 379 366 718 336205 10669 
1976 17247 15960 336 380352 350130 8577 
1977 16986 15770 300 352035 324669 7276 
1978 21366 20141 284 425 751 395143 9004 
1979 19281 18636 440 383636 362 789 8103 

1980 18955 18049 324 380609 355569 8862 
1981 16166 15180 382 355981 328635 8415 
1982 13902 12526 351 335007 305476 8632 
1983 18840 17089 396 419569 384 769 10366 

1 ) alle BaumaBnehmen 

Er betrug in Schleswig-Holstein 1970 4%, 1975 und 
1983 sogar nur 2%. Wie die Tabelle zeigt, werden die 
weitaus meisten Wohnungen durch Errichtung neuer 
Wohngebäude geplant. Von den 1983 insgesamt in 
Schleswig-Holstein genehmigten Wohnungen sollten 
17 089 (91 %) im Wohnungsneubau entstehen. 1970 
belief sich dieser Anteil auf 92% und 1975 auf 93 %. 
Aufgrund dieser Größenordnungen - die im übrigen 
auch für die Genehmigungsstruktur im Bundesgebiet 
gelten - scheint es gerechtfertigt, die Entwicklung und 
Struktur des Wohnungsbaus im weiteren ausschließlich 
durch die genehmigten Wohnungen im Neuwohnbau 
darzustellen. 

Seit 1970 hat sich im Wohnbau ein gewisser Struktur­
wandel vollzogen, wenn man unter Struktur hier die 
Verteilung der genehmigten Wohnungen auf Eigen­
heime (Ein- und Zweifamilienhäuser) und Mehrfami­
lienhäuser - auch als Mietwohnbau oder mehrge­
schossiger Wohnbau bezeichnet - versteht. 1970 
zählte man in Schleswig-Holstein gut 26100 Woh­
nungen, die durch Errichtung neuer Wohngebäude 
entstehen sollten. Das entsprach dem durchschnitt­
lichen Genehmigungsvolumen der 10 vorangegange­
nen Jahre. 60% der zum Bau freigegebenen Woh­
nungen waren in Mehrfamilienhäusern, 40% in Ein­
und Zweifamilienhäusern geplant. Ein Jahr später stieg 

die Wohnungsnachfrage um 25% auf das Rekorder­
gebnis von über 32 500 Wohnungen. Besonders stark 
war die Nachfragesteigerung nach Wohnungen in 
mehrgeschossigen Gebäuden, die um 35% auf gut 
21100 Bnheiten anstiegen und damit einen Anteil 
von 65% erreichten. 

Für den Nachfrageboom im Wohnungsbau, der sich 
1972 mit nochmals uber 32 000 Einheiten fortsetzte, 
war einerseits die Einkommenexpansion der vorange­
gangenen Jahre und andererseits der Anstieg der Miet­
preise mit ausschlaggebend. Die erstgenannte Kompo­
nente beeinflußte die Nachfrage nach Wohnungen im 
Eigenheimbau, während die Mietpreiserhöhung vor 
allen Dingen die Investitionsbereitschaft der Unterneh­
mer im Mietwohnbau anregte. Die zu Beginn der Sieb­
ziger Jahre verstärkt einsetzende Geldentwertung 
veranlaSte darüberhinaus zahlreiche private Haushalte, 
ihre Ersparnisse wertgesichert anzulegen, so u. a durch 
den Erwerb von Wohnungseigentum. Viele Bauherren 
hofften auch, bei anhaltendem Geldwertschwund von 
einer Verschuldung zu profitieren. Steuervorteile, die 
mit inflationären Tendenzen zunehmen, waren ein 
zusätzlicher Anreiz. Und schließlich zwangen die stei­
genden Grundstückspreise manche Bauherren im 
Mehrfamilienhausbau, die bebaubaren Rächen durch 
größere Gebäude mit mehr Wohnungen ökonomischer 
zu nutzen. 

Im Frühjahr 1973 beschloß die Bundesregierung ein 
Stabilitätsprogramm, mit dem sie der konjunkturellen 
Überhitzung entgegenwirken wollte. Als stabilitäts­
politische Maßnahme für die Bauwirtschaft wurde im 
Mai 1973 die steuerliche Vorschrift des § 7 b Einkom­
mensteuergesetzes ausgesetzt, nach der Erbauer und 
Erwerber von Ein-und Zweifamilienhäusern und Eigen­
tumswohnungen erhöhte Abschreibungen in Anspruch 
nehmen können. Dies und die beträchtliche Verteu­
erung der Kreditaufnahme veranlaSten eine Reihe von 
Bauherren, die Planung neuer Bauprojekte aufzugeben 
oder zurückzustellen. Neben diesen wirtschaftspoliti­
schen Maßnahmen setzte der Markt Signale. ln ver­
stärktem Maße stießen die Wohnungsunternehmen 
insbesondere bei Eigentums- und Mietwohnungen der 
höheren Preisklassen auf eine zum Teil gesättigte 
Nachfrage. Die hohen Bau- und Finanzierungskosten 
und die allgemeine Konjunkturabschwächung führten 
dazu, daß ein Teil der fertiggestellten Wohnungen nicht 
mehr gewinnbringend oder auch nur kostendeckend 
verkauft bzw. vermietet werden konnten. Die so ent­
standenen "Wohnungshalden" blieben nicht ohne 
Rückwirkung auf die Entwicklung der Baugenehmi­
gungen. Hemmend auf die Baunachfragen wirkte viel­
leicht auch die Vergleichsmietenregelung, die 1971 mit 
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Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Betten, ohne Campingplätze 

Durchschnittliche Verweildauer Durchschnittliche Bettenauslastung 
- Übernachtungen je Bett und Jahr -
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2 5 10 15 mehr Obemachtungen 

Die obige Karte zeigt d1e durchschnittliche Verweildauer 
1n den Gemeinden des Landes. Die Verwerldauer ergibt sich 
als Quotient aus der Zahl der Übernachtungen und der Zahl 
der Gaste, bezogen auf dre Seherbergungsstätten mrt 9 und 
mehr Betten (einschließlich der Jugendherbergen) in einer 
bestimmten Gel}')einde. Sie drückt aus, wie lange - gemessen 
an der Zahl der Ubemachtungen - die Gaste Im Durchschnitt 
geblieben sind. Nach d1esem Wert Sind die Gemetnden be­
strmmten Klassen zugeordnet, deren Grenzen der Legende 
zu entnehmen srnd. Die Verweildauer 1st, als etne Bgenschaft 
der ganzen Gemeinde, als Schraffur der Gemetndefläche dar­
gestellt Je dunkler em Gebiet ist, um so höher 1st d1e durch­
schnittliche Verweildauer. Gemetnden ohne Betriebe mit 9 und 
mehr Betten sind rn der Karte weiß. 

Dor1;-m di~ Schwerpunkte des Fremdenverkehrs liegen, also 
an der Nord- und Ostsee sowie in der Holsternischen Schweiz, 
ist die Verweildauer verhältmsmäßig hoch. Dres hegt an dem 
dort vorherrschenden Urlaubsreiseverkehr. ln den Gernemden 
des Binnenlandes halten sich die Gäste im allgemeinen nicht 
so lange auf. ln der Mehrzahl dreser Gerneinden liegt die Ver­
wetldauer unter 5 Tagen. Es überwregen dre Geschäfts- und 

Durchgangsreisenden. die Kurzurlauber und die Nahemolungs­
suchenden. Im Herzogtum Lauenburg ist die Ver.veildauer all­
gemetn recht kurz. Darin spiegelt sich der Charakter dieses 
Landstriches als Naherholungsgebiet, Insbesondere natürlich 
der im Ostteil der Stadt Harnburg lebenden Bevölkerung. ln 
den Städten herrscht der Geschäfts- und Durchgangsreise­
verkehr vor. Daher 1st auch dort die Verwerldauer sehr kurz. 
ln die oberste Klasse der Verweildauer (über 14 Tage Aufent­
halt) fielen 1983 21 Gemernden. Der größere Teil dieser Ge­
meinden verfügt über nur einen Betrieb oder zwe1, diese hatten 
aber gerade eine hohe Verweildauer. ln den übrigen Gemein­
den dieser Klasse dom1niert unter mehreren meist ein Betrieb 
mit hoher Verweddauer. Dies Ist zum Beispiel in Utersum auf 
Föhr der Fall, wo die Kur1<!inik der BfA Ber11n für die hohe 
Verweildauer sorgt. 
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Im obigen Bild Wird d1e Kapazrtätsauslastung der Beherber­
gunsstätten mit 9 und mehr Betten 1983 dargestellt. Die 
Kapazitätsauslastung wird dabei durch die Zahl der Nächte 
ausgedrückt, dre die Betten in erner bestimmten Gemeinde 
im ganzen Jahr durchschnittlich belegt waren. Stichtag für 
die Kapazitat ist der 1. April 1983. 

Wie man sieht, sind die Gemeinden mit hoher und n1ednger 
BettenauslastunQ bunt gemischt. Daraus Wird deutlich, daß 
zwischen der Bettenauslastung und der Verweildauer kem 
ursächliCher Zusammenhang besteht Das beste Beisptel hier­
für Sind dre Seebäder. Obwohl die Verwe11dauer 1n den See-

bädem recht hoch Ist. findet man nur wenige Seebäder in der 
höchsten Auslastungsklasse (140 und mehr Bettentage), etn· 
fach weil die Fremdenverkehrssaison an der See sehr kurz rst. 
Umgekehrt kommen dre Betriebe in den Stadten - trotz e1ner 
verhältnismäßig genngen Verweildauer - auf eine hohe Betten­
auslastung. Der Grund liegt im Geschaftsreiseverkehr, der 
keinen so großen jahreszeitlichen Schwankungen unterliegt 
w1e etwa der Urlaubsrelseverkehr. ln Orten, wo gekurt wird, 
w1e in Aukrug, Bad Bramstedl oder Malente, ist außer der Ver­
weildauer auch d1e Bettenauslastung hoch. Das liegt daran, 
daß die Sanatorien merst das ganze Jahr voll belegt sind und 
die rnersten Kuren m1ndestens VIer Wochen dauern. 



Genehmigte Womungen 
durch Entchtung neuer Wohngeblude 

Jahr Insgesamt Davon ln 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 

1975 
1976 
1977 
1978 
1979 

1980 
1981 
1982 
1983 

26137 
32568 
32267 
25928 
18237 

14845 
15960 
15 770 
20141 
18836 

18049 
15160 
12526 
17089 

Eigenheimen Mehr-
tosgesamt davon familien-

10524 
11 431 
11 727 
11 331 
8843 

8831 
11 589 
11 942 
14786 
13341 

11 627 
8921 
5833 
8374 

Ein- Zwei· hiusem 
familien- familien-
häuser häuser 

8362 
9325 
9255 
9141 
7321 

7453 
9981 

10316 
12662 
10917 

8919 
6243 
3917 
5796 

2162 
2106 
2472 
2190 
1522 

1378 
1608 
1626 
2124 
2424 

2708 
2678 
1 916 
2578 

15613 
21133 
20540 
14597 
9394 

6014 
4371 
3828 
5355 
5295 

6422 
6259 
6693 
8715 

der Zielsetzung eingeführt wurde, Mieterhöhungen zu 
erschweren, was die Rentabilität von Mietwohnungen 
zusätzlich belastete. 

Das Zusammenwirken dieser Umstände führte auch 
in Schleswig- Holstein zu einer Abschwächung der Bau­
konjunktur. 1973 wurden von den zuständigen Behör­
den gut 25 900 Wohnungen zum Bau freigegeben und 
damit 20% weniger als 1972. Mit dem Rückgang der 
Wohnungsnachfrage änderte sich auch die Struktur 
der Genehmigungen, und zwar derart, daB die geplan­
ten Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäuser prozen­
tual zunahmen. 1973 belief sich ihr Anteil bereits auf 
44% und damit schon 4 Punkte mehr als 1970. Ent­
sprechend ging die Quote der Wohnungen in Mehr­
familienhäusern auf 56% zurück. 1974 setzte sich der 
Nachfragerückgang im Wohnbau fort, von dem der 
Mietwohnbau wieder mehr betroffen wurde als der 
Eigenheimbau. So gingen im Bereich der Ein- und 
Zweifamilienhäuser die Baugenehmigungen gegenüber 
dem Vo~ahr um rund 2 500 ( -22%) auf gut 8 800 
Wohnungen zurück. Stärker aber war der Rückgang 
mit rund 5 200 Einheiten ( -36%) im Mietwohnbau. 
Zwar überwogen mit knapp 9 400 Wohnungen noch 
immer die Genehmigungen in diesem Sektor des Wohn­
baus, doch mit einem Anteilswert von 52% nicht mehr 
in dem MaBe vorangegangener Jahre. 

1975 konnte die rückläufige Nachfrage nach Wohnun­
gen im Eigenheimbau gebremst werden, dagegen hielt 
der Abwärtstrend im mehrgeschossigen Wohnbau an. 

Genehmigte Wohnungen 

durch Errlchtung neuer Wohngeblude 1970 bill 1963 

Hier wurden rund 6 000 Wohnungen zum Bau frei­
gegeben und damit wiederum 36% weniger als 1974. 
Diese Entwicklung - Stagnation im Eigenheim- und 
fortgesetzt starker Rückgang im Mehrfamilienhausbau 
- änderte die Struktur des Wohnbaus dergestalt, daß 
erstmals die Genehmigungen Im Eigenhelmbau domi­
nierten. Von den rund 14 800 geplanten Wohnungen, 
dem geringsten Genehmigungsvolumen damals seit 
1950, sollten 59% in Ein- und Zweifamilienhäusern 
entstehen. 

So war es offensichtlich die Nachfrageschwäche im 
Mietwohnbau, die 1975 zur Krise im Wohnungsbau 
führte. Das veranschaulicht auch die Tatsache, daB 
sich gegenüber 1972 die Baufreigaben für Wohnungen 
im mehrgeschossigen Wohnbau 1975 um 71 % ver­
ringerten, die für Wohnungen im Eigenheimbau dage­
gen nur um 25%. Auch die weiteren Jahre nach 1975 
zeigen, daB der Mietwohnbau an Attraktivität eingebüßt 
hatte. 1976 gingen in diesem Teilbereich des Wohn­
baus die Genehmigungen um 27 % auf rund 4 700 
Wohnungen zurück und 1977 wurde mit gut 3 800 
Genehmigungen ( -12%) der Tiefstand erreicht. Ganz 
anders entwickelte sich dagegen die Nachfrage nach 
Ein- und Zweifamilienhäusern. 1976 stiegen die Bau­
freigaben im Eigenheimbau gegenüber 1975 um 31% 
auf gut 11500 und 1977 noch einmal um 3% auf fast 
12 000 Wohnungen. Damit wurde das Genehmigungs-
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volumen im Eigenheimbau von 1972- einem Jahr der 
Hochkonjunktur im Baugewerbe - annähernd erreicht 
und dann sogar überschritten. Durch die divergierende 
Entwicklung bei den Genehmigungen von Ein - und 
Zweifamilienhäusern einerseits und im mehrgeschos­
sigen Wohnungsbau andererseits stieg der Anteil der 
Eigenheime am Genehmigungsvolumen von knapp 
16000 Wohnungen (1976) auf 73% und 1977 sogar 
auf 76%, als insgesamt rund 15800 Wohnungen 
genehmigt waren. Damit wurde das Vorjahresergebnis 
nicht ganz erreicht, doch mit immerhin einem Plus 
von 6% der Tiefpunkt im Rezessionsjahr 1975 über­
schritten. 

Die Nachfrage nach Wohnungen in Eigenheimen wurde 
im überragenden Maße durch den Wunsch nach Wohn­
komfort und Unabhängigkeit in den eigenen vier Wän­
den eines Einfamilienhauses getragen. 1972 waren von 
den gut 11 700 zum Bau freigegebenen Wohnungen 
im Eigenheimbau fast 9300 (79%) als Einfamilien­
häuser geplant. Dieser Anteil stieg bis 1978 kontinu­
ierlich auf 86% an. Der Einbruch der Nachfrage nach 
Eigenheimen und damit .vor allem nach Einfamilien­
häusernindenJahren 1974 und 1975waroffensichtlich 
durch die stabilitätspolitische Maßnahme der Bundes­
regierung und Bundesbank von 1973 und der allge­
meinen negativen Konjunktureinschätzung der Bevöl­
kerung, ausgelöst durch die Ölkrise, geprägt. Für die 
Nachtrage im Eigenheimbau sptelt die monatliche 
Belastung und hier speziell die Zinslast eine viel gröBere 
Rolle als Rentabilitätsüberlegungen, die für die Nach­
frage im Mehrfamilienhausbau von größter Bedeutung 
smd. Daher reagierte auch die Nachtrage nach Eigen­
heimen positiv, als vor dem Hintergrund allgemein 
freundlicherer Finanzierungsbedingungen die Bundes­
regierung im August 1975 im Rahmen eines Konjunk­
turprogramms Zinsverbilligungen für die Zwischen­
finanzierung von Bausparverträgen ermöglichte. ln 
Schleswig-Holstein erhielt die Bauwirtschaft durch fast 
1 0 000 Genehmigungen für Einfamilienhäuser neue 
Impulse. Daß trotz sinkender Hypothekenzinsen der 
Rückgang im Mietwohnbau anhielt, erklärt die pessi­
mistische Einschätzung der Bauherren, die glaubten, 
keine kostendeckenden Mieten erzielen zu können. 

Die noch Mitte 1977 bundesweit vertretene Meinung, 
daß der Höhepunkt im Ein- und Zweifamilienhausbau 
überschritten sei, bestätigte sich für Schleswig-Holstein 
nicht. Ebensowenig trat das vorausgesagte Erliegen 
der Nachfrage nach Mehrfamilienhäusern ein. 1978 
kam es mit rund 14 800 Genehmigungen zu einem 
Rekordergebnis im Eigenheimbau, was einem Zuwachs 
von 24% gegenüber dem Vorjahr entspricht Die 
günstigen Bedingungen auf dem Kapitalmarkt - für 

erststellige Hypothekarkredite waren im März 1978 im 
Durchschnitt effektiv 6, 1 % zu zahlen, ein Zinssatz, der 
in der Nachkriegszeit nur Ende der 50iger Jahre unter­
boten worden sein dürfte - haben zahlreiche poten­
tielle Bauherren angezogen, so daß die Nachfrage allein 
nach Einfamilienhäusern gegenüber 1977 um 23% auf 
rund 12 700 Genehmigungen stieg. Noch me war in 
Schleswig-Holstein das Interesse an einem eigenen 
Haus so hoch gewesen. Der statistische Nachweis hier­
über ist allerdings erst seit 1968 möglich. Relativ 
stärker - nämlich um 31% - nahmen die Geneh­
migungen für Wohnungen tn Zweifamilienhäusern zu, 
in denen 1978 gut 2100 Wohnungen geplant waren. 
Erstmals seit 1971 registrierte man auch im Mietwohn­
bau wieder einen Zuwachs, wobei allerdings nicht ver­
gessen werden darf, daß die Anzeichen einer Wieder­
belebung sich von einem besonderen niedrigen Vor­
jahresmveau herleiten. ln der Phase anhaltenden Zins­
rückgangs wurden fast 5 400 Wohnungen im Mehr­
geschoBbau zum Bau freigegeben ; das sind 40% mehr 
als 1977. Die zweistelligen Zuwachsraten im Eigenheim­
bau und mehrgeschossigen Wohnbau ließen die ge­
samten Baufreigaben im Wohnbau um 28% ansteigen, 
wodurch 1978 mit rund 20100 genehmigten Woh­
nungen das größte Genehmigungsvolumen seit 1973 
erreicht werden konnte. 

Während sich die allgemeine konjunkturelle Entwick­
lung nur zögernd beschleunigte, befand sich 1978 die 
Bauwirtschaft damit in einem kräftigen Aufschwung. 
Doch ein Bauboom, wie zu Beginn der siebziger Jahre, 
stellte sich nicht ein. Im Gegenteil: Die zum Bau freige­
gebenen Wohnungen gingen bereits 1979 wieder um 
7 %auf rund 18 600 Genehmigungen zurück. Auffallend 
ist dabei die Nachfrageschwäche im Einfamilienhaus­
bau, jahrelang der expandierende Bereich im Woh­
nungsbau. 1979 genehmigten die Baubehörden rund 
10 300 Bauanträge für Einfamilienhäuser. Das waren 
1600 oder 14% Wohnungen weniger als im Vorjahr. Da­
gegen stieg die Zahl der Genehmigungen für Wohnun­
gen im Zweifamilienhausbau um 14% auf gut 2 400 Ein­
heiten, doch reichte dieser Zuwachs nicht, um den Rück­
gang der Genehmigungen im Eigenheimbau um 1 O%auf 
rund 13 300 Wohnungen zu verhindern. Jetzt war 
- wenn auch etwas verspätet - der vorausgesagte 
Boom im Eigenheimbau überschritten. Daß der Nach­
fragerückgang für den gesamten Wohnungsbau nicht 
im gleichen Maße, sondern schwächer ausfiel, war der 
relativ stabilen Nachfragesituation im Mehrfamilien­
hausbau zuzurechnen. Die Zeit schwindender Attrak­
tivität für Investitionen im mehrgeschossigen Woh­
nungsbau schien überstanden zu sein. Immerhin konnte 
1979 mit 5300 geplanten Wohnungen das Genehmi­
gungsvolumen des Vorjahres etwa gehalten werden 

- 177 -
St~ Monats~~. S·H 10/11184 



und damit ein Nachfragerückgang im gesamten Woh· 
nungsbau von mehr als -7% verhindert werden. 

1980 gingen die Genehmigungen im Wohnungsbau 
sogar nur um 3% auf gut 18 000 Wohnungen zurück. 
Doch hinter diesem relativ geringen Rückgang ver· 
stecken sich wichtige Entwicklungen, die sich in den 
folgenden Jahren verstärkt fortsetzten. Die Nachfrage· 
schwäche im Einfamilienhausbau wurde immer gra· 
vierender. Viele, die bauen wollten, mußten feststellen, 
daß Baupreise und Finanzierungskosten schneller stie· 
gen als ihre Einkommen. 

Neben dem Anstieg der Hypothekenzinsen- 1981 er· 
reichten sie eine Höhe von 12% und damit den Höchst· 
stand seit 1949 - zogen auch d ie Preise für Baugrund· 
stücke an. auch als Folge davon, daß viele Gemeinden 
weniger Bauland erschlossen als früher. Bei der Ver· 
Schiedenartigkeit der Lage und Beschaffenheit des 
jeweiligen Baulandes kann die Preisentwicklung nicht 
ohne weiteres mit Durchschnittswerten beschrieben 
werden. Daher soll hier der Hinweis genügen, daß in 
Schleswig·Holstein die Kaufwerte für baureifes Land 
seit 1970 ständig stiegen und jährliche Zuwachsraten 
von mehr als 20% erreichten. Dadurch stiegen die 
monatlichen Belastungen für den Erwerb von Haus· 
eigenturn so sehr an, daß viele Bauvorhaben aufge· 
schoben oder gar aufgegeben werden mußten. 1980 
konnten die Baubehörden knapp 9 000 Einfamilien· 
häuser zum Bau freigeben, was bereits 18% weniger 
als 1979 waren. Der Nachfragerückgang verstärkte 
sich. 1981 lagen nur noch rund 6 200 Genehmigungen 
vor und damit 30% weniger als im Vorjahr. 

Etwas freundlicher sah die Konjunktur im Zweifamilien· 
hausbau aus, wo der zum Ende der Siebziger Jahre 
beobachtete Aufwärtstrend zuerst einmal anhielt. 1980 
stieg die Zahl der Genehmigungen in diesem Bereich 
gegenüber 1979 um 12% auf rund 2 700 Wohnungen 
und entsprach etwa der Nachfragestärke des Jahres 
1981. Daß das Interesse am Zweifamilienhausbau bis 
dahin zunahm, lag offensichtlich am Einkommensteuer­
recht, daß den Bauherren von Zweifamilienhäusern 
attraktivere Steuerersparnisse einräumt als den von 
Einfamilienhäusern. Gerade bei den stark gestiegenen 
Baukosten und sehr hohen Schuldzinsen kann ange­
nommen werden, daß viele Bauherren der mittleren 
und höheren Einkommensschicht den Wunsch nach 
einem Einfamilienhaus aufgaben und dafür zum Beispiel 
durch eine zusätzliche Einliegerwohnung vermehrt die 
steuerlichen Vorteile des Zweifamilienhauses nutzten. 
Dies führte dazu, daß im Eigenheimbau der Anteil der 
Genehmigungen für Zweifamilienhäuser von 21 % 1970 
auf 30% 1981 stieg. Die stabile Nachfrage nach Zwei-

familienhäusern reichte aber nicht aus, den Rückgang 
der Genehmigungen im Eigenheimbau zu verhindern. 
der gegenüber den jeweiligen Vorjahren 1980 -13% 
und 1981 sogar -23% betrug. Daß allein die zurück­
gegangene Nachfrage für Einfamilienhäuser den Ab­
wärtstrend der Genehmigungen im Neuwohnbau be­
stimmte, bestätigen die Zahlen der genehmigten Woh· 
nungen im MehrgeschoBbau. 1980 meldeten die Bau­
aufsichtsbehörden gut 6 400 Wohnungsvorhaben und 
damit 21% mehr als im vorangegangenen Jahr. 1981 
konnte mit knapp 6 300 geplanten Wohnungen das 
vorher erzielte Genehmigungsvolumen zwar nicht ge· 
halten werden ( - 3%). doch gab es keine Anzeichen 
dafür, daß die Nachfrage im Mehrfamilienhausbau 
wieder umkippen könnte. Stabilisierender Faktor war 
hier das starke Interesse an Eigentumswohnungen. 
Durch die günstigen steuerlichen Regelungen im Rah­
men der sogenannten Bauherrenmodelle wurden si­
cherlich viele Kapitalanleger angelockt, in Mehrfami­
lienhäuser zu investieren, unabhängig davon. ob die 
Wohnung später selbst genutzt oder weiter vermietet 
werden würde. Der Anteil der Eigentumswohnungen 
kann seit 1979 nachgewiesen werden. Er belief sich 
damals in Schleswig-Holsteln auf gut zwei Drittel aller 
genehmigten Wohnungen im Mehrgeschoßbau. 1980 
ging er auf gut 58% zurück und betrug 1981 wieder 
67%. Die Bedeutung der Eigentumswohnung als nach· 
fragestützender Faktor zeigt die Genehmigungszahl 
1981 , als die Zahl der geplanten Wohnungen im Mehr­
geschoBbau zwar leicht zurückging ( - 3%). die Nach­
frage nach Eigentumswohnungen aber gegenüber dem 
Vorjahr um gut 10% anstieg. 

1982 erreichte die Baunachfrage ihren absoluten Tief­
punkt seit 1950. ln Schleswig-Holstein konnten die 
Bauaufsichtsbehörden lediglich rund 12 500 Woh· 
nungen zum Bau freigeben, das waren 17% weniger 
als 1981. Maßgebend für diese Entwicklung war der 
weiterhin anhaltende Rückgang der Nachfrage im 
Eigenheim bau. wo mit rund 5 800 Genehmigungen 
ebenfalls ein neuer Tiefstand erreicht wurde; das sind 
35% weniger als im Vorjahr. Mit einem Minus von 37% 
war der Nachfragerückgang im Einfamilienhausbau 
besonders stark, was ebenfalls zum niedrigsten Geneh­
migungsvolumen von rund 3 900 Einheiten führte. Aber 
auch der bis dahin als stabiler Teilbereich der Woh­
nungsnachfrage geschätzte Zweifamilienhausbau 
mußte stark zurückstecken. 1982 wurden hier nur noch 
rund 1900 Wohnungen genehmigt, das sind 28% 
weniger als im Vorjahr. Für viele potentielle Bauherren 
waren 1982 die Grenzen der tragbaren Belastung er­
reicht. Die Hochzinsphase, weiterhin gestiegene Bau­
und Wohnkosten machten den Eigenheimbau vielfach 
unfinanzierbar. 
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Im Gegensatz zur Situation bei den Ein- und Zwei­
familienhäusern stand auch 1982 wieder die seit Jahren 
anhaltende positive Entwicklung der Baugenehmi­
gungen für Neubauwohnungen in Mehrfamilienhäu­
sern. Hier wurden mit rund 6 700 Einheiten 7% mehr 
Wohnungen als im Vorjahr genehmigt. Erstmals seit 
1974 überwiegt damit wieder das Genehmigungs­
volumen im mehrgeschossigen Wohnbau (53%) das 

im Ein- undZweifamilienhausbau (47%) Daspositive 
Ergebnis 1982 im Mehrfamilienhausbau wurde einmal 
durch die besonders starke Zunahme der reinen Miet­
wohnungen verursacht. womit die Wohnungen in Mehr­
familienhäusern ohne Eigentumswohnungen gemeint 
sind. Zum anderen ging die Nachfrage nach Eigen­
tumswohnungen 1982 gegenüber 1981 zwar um 1% 
auf rund 4100 Wohnungen zurück, bildete jedoch mit 
einemAnteilvon 61% (rund 4100 Einheiten) weiterhin 
einen stabilen NachfragesockeL Daß die so definierten 
Mietwohnungen um 27% auf knapp 2 600 Genehmi­
gungen stiegen, kann durch die verstärkte Förderung 
von Mietsozialwohnungen begründet werden. 

Die Bundesregierung reagierte gegen Ende 1982 auf 
den stärksten Nachfrageeinbruch seit Kriegsende mit 
einem Wohnungsbau-Sofortprogramm. Bauherren von 
Eigenheimen kommen danach in den GenuS eines 
erweiterten Schuldzinsenabzugs in Höhe von 10 000 
DM und können Mittel aus dem Sonderprogramm 
"Bausparzwischenfinanzierung" in Anspruch nehmen. 
Auch wurden vom Bund und von den Ländern wieder in 
erheblichem Umfang Mittel zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus bereitgestellt. Ebenfalls zu den Sofort­
maßnahmen zählt die erweiterte Vertragsfreiheit im 
Mietrecht Da bereits Ende 1982 die Zinsen für Hypo­
thekarkredite zurückgingen - im August lagen sie noch 
bei weit über 10%, im Dezember fielen sie auf 9%­
und die Baupreise deutlich langsamer als vorher 
anstiegen, waren ausreichend Starthilfen für eine 
konjunkturelle Erholung auf dem Wohnungsbaumarkt 
gegeben. 

Die Konjunkturwende schien sich 1983 auch tatsäch­
lich einzustellen, als die Bauaufsichtsbehörden rund 
17100 Genehmigungen für Wohnungen durch Errich­
tung neuer Wohngebäude meldeten, womit das Vor­
jahresergebnis um rund 36% übertroffen wurde. Die 
Maßnahmen des Sofortprogramms stärkten die Nach­
frage auf allen Teilbereichen des Wohnungsbaus, wenn 
auch die Erhöhung des Schuldzinsenabzugs vor allem 
die Baubereitschaft im Eigenheimbau und dort beson­
ders den Einfamilienhausbau förderte. Die geneh­
migten Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
stiegen gegenuber 1982 um 44% auf knapp 8 400 
Einheiten, wobei sich allein die Nachfrage nach Ein-

familienhäusem um 48% auf rund 5 800 Wohnungen 
erhöhte. Auch die schon vorher positive Entwicklung 
im Mehrgeschoßbau erhielt 1983 eine weitere Nach­
fragesteigerung, die jedoch mit einem Zuwachs von 
30% nicht ganz so stark ausfiel wie in den anderen 
Bereichen des Wohnungsbaus, wodurch die Zahl der 
Genehmigungen im Eigenheimbau bis auf knapp 350 
an das Genehmigungsvolumen im Mehrgeschoßbau 
herankam. Besonders hervorzuheben ist das noch 
einmal stark gestiegene Interesse an Eigentumswoh­
nungen, deren Gehnehmigungszahl 1983 gegenüber 
dem Vorjahr um 27 % auf über 5 200 Einheiten stieg. 
Das dürfte in erster Unie an der Ende 1984 auslau­
fenden Möglichkeit der Mehrwertsteueroption für ver­
mietete Eigentumswohnungen im Rahmen der Bau­
herrenmodelle Hegen Das Umsatzsteuerrecht gewährt 
für eine Reihe von Umsätzen Steuerfreiheit. Wird diese 
Steuerfreiheit genutzt, entfällt allerdings die Möglich­
keit des Vorsteuerabzugs. Nun gibt es Fälle, in denen 
der Nachteil, vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen zu 
sein, größer ist als der Vorteil der Steuerfreiheit. Per 
Erklärung gegenüber dem Ananzamt können Bau­
herren auf die Steuerfreiheit verzichten, um sich so 
- unter bestimmten Voraussetzungen - die Umsatz­
steuer, die auf den Kosten des Projekts liegen und 
erfahrungsgemäß 8-10% der Gesamtkosten aus­
machen, als Vorsteuer rückerstatten zu lassen. Mit der 
angekündigten Streichung dieser Option der Umsatz­
steuer vertieren die Bauherrenmodelle erheblich an 
Attraktivität. Vermutlich investieren viele Kapitalanle­
ger deshalb noch schnell im Eigentumswohnbau, um 
noch letztmalig die vollen steuerlichen Möglichkeiten 
zu nutzen. 

Reichen die Impulse des Sofortprogramms aus, um 
über das Jahr 1983 die Nachfrage nach Bauleistungen 
nachhaltig zu stärken? Trotz weiter fallender Hypo­
thekenzinsen signalisieren die vorliegenden Monats­
ergebnisse der Baugenehmigungsstatistik für 1984 
keine Nachfragestabilisierung Das Genehmigungs­
volumen der ersten sechs Monate in 1984 lag um 
rund 25% unter dem Ergebnis des vergleichbaren 
Zeitraumes von 1983 und nur knapp 8% über dem 
Ergebnis des 1. Halbjahres 1982, dem Krisenjahr der 
Bauwirtschaft. Zwar ist der Eingang der Baugenehmi­
gungen für die statistische Auswertung auch abhängig 
von dem Bearbeitungsrhythmus in den Bauaufsichts­
behörden, der von Monat zu Monat sehr unterschied­
lich sein kann, so daß nicht ohne weiteres von einem 
Halbjahresergebnis schon endgültige Aussagen über 
die Baunachfrage eines Jahres hergeleitet werden 
können. Aufgrund der Zwischenergebnisse voran­
gegangener Erfassungen muß allerdings damit ge­
rechnet werden, daß das Halbjahresergebnis den 
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Trend für das Jahr 1984 ankündigt : Die Nachfrage 
nach Wohnungen ist wieder rückläufig. Für den Woh­
nungsbau werden damit die positiven Erwartungen, 
die man sich von den Sofortmaßnahmen versprach, 
gedämpft. Umso bedeutungsvoller ist in dieser Situa­
tion der Bauüberhang am 31 .12. 1983. Zu diesem 
Zeitpunkt lagen Baufreigaben für gut 7 200 Woh­
nungen vor, die 1983 und früher genehmigt, für die 
aber noch keine Bauarbeiten aufgenommen wurden. 

Kurzberichte 

Fremdenverkehr in der Vorsaison 

ln den Monaten März, April und Mai 1984 wurden in 
den Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Betten 
(ohne Jugendherbergen) nach vorläufigen Ermittlun­
gen 640 000 Gäste und 3,07 Mill. Übernachtungen 
registriert. Gegenüber der entsprechenden Vorjahres­
periode erhöhte sich damit die Zahl der Gäste um 
0,4 %, die Zahl der Übernachtungen um 1,1 %. 

ln dem betrachteten Zeitraum entwickelte sich das 
Fremdenverkehrsaufkommen sehr unterschiedlich. Im 
März 1984 war im Vergleich zum Vorjahr die Nach­
frage beträchtlich geringer. Die Zahl der Gäste 
schrumpfte um 17% auf 127 000, die Zahl der Über­
nachtungen um 19% auf 512 000. Im April wurde 
das Vorjahresergebnis dagegen erheblich übertrof­
fen. Die Zahl der Gäste erhöhte sich um mehr als 
ein Fünftel auf 229 000. Die Zahl der Übernachtun­
gen stieg sogar um ein Drittel auf 1 ,2 Mill. Damit 
konnten die Vermieter die Verluste im März wieder 
wettmachen und für beide Monate zusammen noch 
ein deutliches Plus erzielen. Die Schwankungen in 
der Entwicklung der Nachfrage sind durch die im Ver­
gleich zu 1983 späte Lage des Osterfestes und den 
späten Beginn der Osterferien in einigen Bundes­
ländern (u. a. in Schleswig-Holstein) hervorgerufen 
worden. 

Die überaus positive Entwicklung im April mag zum 
Teil auch damit zusammenhängen, daß die Osterfe­
rien in Schleswig·Holstein von einer Schönwetter­
periode begleitet wurden. Es ist allerdings auch mög­
lich, daß mancher Urlauber seinen Frühjahrsurlaub 

Mit Ausnahme von 1979 ist dies der relativ größte 
Bauüberhang seit 1975. ln ihm liegt die Chance des 
Wohnungsbaus, trotz eines zu erwartenden Nach­
fragerückgangs die KapazitätsauslastunQ vorerst zu 
halten. 

Friedrich-Karl Wormeck 

Weitere Angaben siehe Stat. Berichte F 111 -j. 

Glste und Obemachtungen Im Mlrz bla Mai1G84 
Betriebe mit 9 und mehr Betten 

März 

April 

Mai 

Zuaammen 

Gäste 
in 1 000 Veränderung 

gegenOber 
1983 
in% 

127 - 16,8 

229 + 21 ,8 

284 4.4 

840 + 0,4 

Übernachtungen 
in 1 000 Veränderung 

gegenOber 
1983 
in% 

512 - 19,2 

1 184 + 33,8 

1 371 9,5 

3088 + 1,1 

wegen der späten Osterferien vom Mai in den April 
vorverlegt hat. 

Im Mai konnte das Vorjahresergebnis nicht gehalten 
werden. Es ist zu vermuten, daß hierzu auch die Streiks 
in der Metall- und Druckindustrie beigetragen haben. 
Die Zahl der Gäste nahm um 4,4 %, die Zahl der 
Übernachtungen um 9,5 % ab. Dennoch blieb der Mai 
mit 284 000 Gästen und 1,4 Mlll. Übernachtungen 
der nachfragestärkste Monat in der Vorsaison. 

tn den Gemeindegruppen war die Entwicklung in den 
Monaten März bis Mai recht verschieden. Während 
die Luftkurorte, die Heilbäder, die Nordseebäder und 
die Großstädte mehr Übernachtungen verbuchten, 
blieben die Ostseebäder und die Erholungsorte un­
ter dem Vorjahresergebnis. ln den nicht·prädikatisier­
ten Gemeinden (ohne Großstädte) gab es keine Ver­
änderung. 

Den stärksten Übernachtungszuwachs hatten die Luft­
kurorte mit + 12,8 %. Dahinter folgten die Heilbä-
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Obemachtungen W1d Betteneuat..tung 
Im Mlrz bla Mail1884 Md! der Gemeindegruppe 

Betnebe mit 9 und mehr Betten 

Übemachlungen Bettenaus· 
lastung 

in 1000 Veränderung 
gegenilber 

1983 
in% Tage 

Nordseebäder 1 075 + 2,6 25 

Ostseebäder 974 - 1,0 18 

Nicht-prädikallsierte 
Gemeinden 
(ohne Großstädte) 428 + 0,0 20 

Hellbäder 239 + 5,9 42 

Erholungsorte 134 - 6,7 12 

Großstädte 130 + 1,1 38 
Luftkurorte 87 + 12,8 30 

Schl..wlg-Holateln 3oe8 + 1,1 22 

der mit + 5,9 %. ln den Erholungsorten verringerte 
sich das Übernachtungsaufkommen um 6,7 %, in den 
Ostseebädern um 1 ,0 %. ln den Ostseebädern wur­
den gleichzeitig auch weniger Gäste (ebenfalls 
- 1 ,0 %) gezählt. 

An der Ostsee war jedes Bett im Zeitraum März bis 
Mai durchschnittlich nur 18 Tage belegt, in den Er­
holungsorten sogar nur 12 Tage. Die Erholungsorte 
und die Ostseebäder erzielten damit von allen Ge­
meindegruppen die geringste Bettenauslastung 10 

der Vorsaison. An der Spitze der Gemeindegruppen 
lagen die Heilbäder mit einer Belegung von 42 Tagen 
je Bett, gefolgt von den Großstädten mit 38 Tagen 
je Bett. ln den nicht-prädikatisierten Gemeinden, den 
Nordseebädern und den Luftkurorten lag die Betten­
auslastung zwischen 20 und 30 Tagen. 

Karlheinz Kömg 

Weitere Angaben siehe Stat Berichte G IV 1- m 3 bis 5184 . 

Einzelhandelsumsatz Im 1. Halbjahr 1984 

Im 1. Halbjahr 1984 hat sich die Geschäftstätigkeit im 
Einzelhandel nicht weiter belebt. Zwar setzte der Ein­
zelhandel in den ersten sechs Monaten des Jahres 
1984 in laufenden Preisen 1,2% mehr um als in der 
gleichen Periode des Vorjahres, preisbereinigt ergibt 

Stil Monats!\. S·H 1011884 

sich jedoch ein Minus in Höhe von 1 ,6 %. Dabei hatte 
dieses Jahr für die Einzelhändler recht verheißungsvoll 
begonnen. ln den Monaten Januar und Februar zusam­
men war der Umsatz nominal um 5,1 % und real um 
2,4 % angestiegen. Zu dieser Entwicklung dürfte ent­
scheidend das höhere reale Einkommen der Verbrau­
cher beigetragen haben, das u.a. aus den teilweise 
vorgezogenen Auszahlungen des Urlaubs- und Weih­
nachtsgeides in der Wirtschaft und dem Freiwerden 
erheblicher Mittel aus prämienbegünstigten Spar­
verträgen resultierte. ln der Folgezeit erlahmte die 
Verbrauchernachfrage wieder. Im März verringerte 
sich der Einzelhandelsumsatz gegenüber März 1983 
nominal um 4,3 %, in konstanten Preisen um 7,2 %. 
Der Rückgang im März ist wahrscheinlich darauf zu­
rückzuführen, daB ein groBerTeil des Ostergeschäftes 
wegen der späten Osterfeiertage in diesem Jahr in 
den April fiel. Daraus erklärt sich auch der Anstieg 
des Umsatzes im April gegenüber dem Vorjahrsmonat 
um nominal 6,3% und real 3,0 %. D1e realen Umsatz­
verluste im März konnte der Einzelhandel im April aller­
dings nicht wettmachen. Der Mai und der Juni brach­
ten dem Einzelhandel weitere UmsatzeinbuBen. Die 
Ursache hierfür dürfte vornehmlich in der unsicheren 
wirtschaftlichen Entwicklung, zum Teil bedingt durch 
die Streiks in der Metall- und Druckindustrie, zu sehen 
sein. Für den Juni kommt hinzu, daß die Verbraucher 
im Vorjahr wegen der Mehrwertsteuererhöhung am 
1. Juli 1983 Käufe in den Juni vorgezogen haben. ln 
beiden Monaten zusammen setzte der Einzelhandel 
in jeweiligen Preisen 1,6% und in konstanten Preisen 
4,2 % weniger um als im vergleichbaren Vorjahres· 
zeitraum. 

Von den neun Zweigen des Einzelhandels setzte nur 
der Einzelhandel mit Nahrungsmitteln, Getränken und 
Tabakwaren im 1.Halbjahr1984 sowohl nominal als 
auch real mehr um als im 1. Halbjahr 1983. Der Zuwachs 
machte in konstanten Preisen allerdings nur 0,1 %aus. 
Real höhere Umsätze wurden - wie im gesamten 
Einzelhandel - im Januar, im Februar und im April 
erzielt, geringere in den übrigen drei Monaten. Im 
Einzelhandel mit pharmazeutischen, kosmetischen 
und medizinischen Erzeugnissen ergab sich im 1. Halb­
jahr 1984 nur ein leichtes reales Umsatzminus in 
Höhe von 0,1 %. Nur im Februar, April und Mai konnte 
das Vorjahresergebnis - real gesehen - übertroffen 
werden. Jeweils rund 1 % weniger als im 1. Halbjahr 
1983 (in konstanten Preisen) setzte der Einzelhandel 
mit Einrichtungsgegenständen, mit elektrotechnischen 
Erzeugnissen, mit Kraft- und Schmierstoffen sowie 
mit sonstigen Waren und Waren verschiedener Art um. 
Zu dem zuletzt genannten Zweig rechnen u. a. die 
Waren- und Kaufhäuser sowie die Verbrauchermärkte. 
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Verlnderung der Umaltze Im Einzelhandel 
niiCh ct.r Wlrtldulft89ruppe 
1. Halbjahr 1984 gegenOber 1. Halbjahr 1983 

Einzelhandel mit nominal real 
% 

Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren + 2,6 + 0,1 

pharmazeutischen, kosmetischen 
und medizinischen Erzeugnissen usw. + 3,0 0,1 

sonstigen Waren, Waren verschiedener Art + 2,1 1,0 

Einrichtungsgegenständen 
(ohne elektrotechn. Erzeugnisse usw.) + 2,0 1,0 

elektrotechnischen Erzeugnissen, 
Musikinstrumenten usw. 1,3 1,0 

Kratt· und Schmierstoffen 
(Tankstellen ohne Agenturtankstellen) + 1,9 1,2 

Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren - 0,6 3,0 

Fahrzeugen, Fahrzeugtellen und ·reifen - 3,9 7,8 

Papierwaren, 
Druckerzeugnissen, Büromaschinen - 8,3 - 11,1 

Einzelhandel Insgesamt 
(ohne Agenturtankstellen) + 1,2 - 1,8 

Von den vier erwähnten Einzelhandelszweigen ver­
zeichnete der Einzelhandel mit elektrotechnischen 
Erzeugnissen im Januar, Februar und April höhere reale 
Umsätze, der Einzelhandel mit Einrichtungsgegen­
ständen zusätzlich noch im Mai. 

Erläuterungen 

Im Einzelhandel mit Kraft- und Schmierstoffen waren 
die Umsätze dagegen in den ersten vier Monaten des 
Jahres 1984 höher und nur im Mai und Juni geringer als 
1983. Im Einzelhandel mit sonstigen Waren und Waren 
verschiedener Art waren die Monate März, April und 
Juni die Verlustbringer. Der Einzelhandel mit Textilien. 
Bekleidung, Schuhen und Lederwaren konnte nur im 
April höhere reale Umsätze erzielen. Für die ersten 
sechs Monate des Jahres 1984 zusammen ergibt sich 
ein Umsatzminus von 3,0 %. Hohe reale Umsatz­
einbuBen verzeichneten der Einzelhandel mit Fahr­
zeugen und Fahrzeugteilen sowie mit Papierwaren, 
Druckerzeugnissen und Büromaschinen. preisbereinigt 
wurden in den beiden Zweigen 7,8% und 11,1 % 
weniger als im 1. Halbjahr 1983 umgesetzt. Während 
aber der Fahrzeugeinzelhandel wenigstens noch im 
Januar und Februar real mehr umsetzte als im Vorjahr, 
schaffte der Einzelhandel mit Papierwaren, Druck­
erzeugnissen und Büromaschinen in keinem Monat 
höhere reale Umsätze. Zum Teil ist dies allerdings 
auch auf den Wechsel eines größeren Unternehmens 
in einen anderen Wirtschaftszweig zurückzuführen. 

Karlheinz König 

Weitere Angaben siehe Stat. Berichte G /1 . 

Die Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht aus dem Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck .Kreise• steht vereinfachend für .Kreise und kreisfreie Städte". 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der Tellzahlen entstehen durch 
unabhängige Rundung ; allen Rechnungen liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. 

Bei Größenklassen bedeutet zum Beispiel • 1 - 5 · : .1 bis unter 5 •. 
Zahlen in ( ) haben eingeschränkte Aussagefähigkeit 

p - vorläufige, r - benchtigte. s - geschätzte Zahl, D - Durchschnitt. 

Zeichen anstelle von Zahlen in Tabellen bedeuten: 

0 - weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts 
nichts vorhanden 

• - Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 
I - Zahlenwert nicht sicher genug 
X - Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll 
... - Angabe fällt später an 
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}laJJ unfumt }lrd)lo 
A. Kraftfahrzeuge 

a) im Verkehr befindliche Kraftfahrzeuce 
In den Zahlen nicht enthalten sind die aus atauerlicban oder aonatiaen Gründen als vorUbar&ehend atill&ela&t &bca .. ldeten 
Pahr~euae . Die Erbebuna des Kratttabr~auabaatandea 1•& bis 1926 bei• Re&ierunaaprlaldenten, von 1927 bis 19)4 bei den Pollzel­
varwaltunaan und Landrlten; ab Mal !9>' wurde er - •it Auanah.a der ersten NachkrleaaJabre - ~entral realatrlert. Anlllllch 
dar Beralnlcun& der Karteien, die von Zelt zu Zelt, besonders bat• Wachaal der erhebenden Stalle, durch&atuhrt wurde, wurde 
Ubaralnatlnaend darUber aeklaat. dal dle Karteten nicht Dthr unbadln&t zuverllssi& waren. Dle Oeaenatlnde der lrhebuna haben 
sich entsprechend der stUrmlachen Entwick1un& der Motorlaieruns ln Ihrer Quallt&t, Lelstunastlhl&keit und Ausstattuns ott aeln­
dert, was bei• Veraleich zu beachten 1st, aorern er Uberhaupt weaen der vielen lnderungen erhebungateehnlechar Art .ealleb tat. 

Krartrlder1) 
Personen- und Ko•binatlona- Laltkrattwaaen5) 

krattwaaan 2) Sonder- Zua-Kratt- kratt-
Stand darunter omntbuaae darunter tahrzeuae 

mascblnen 
darunter •lt 16 Je 1 000 4) •it 110 PS 6) 

zus-n Kleln- zuauu .. n Motor-PS Einwohner 
zus...,.n und mehr 2) 5) 

krat'trlder und mehr)) )) 

r- Oeblet 1876 ble 1920 Provinz Schleawta-Holatein, 

••td\1. _..,..·"""' .. 
(1. ".._, ~ ... Uott"'' ... 

1907 547 211 2) 0,1 20 - plllclooio-

1908 571 282 42 0,2 36 -
1909 618 )41 4) 0,2 47 -
1910 702 510 57 0,) bo4 clon ""•' • 55 -

697 10) 0,4 ""'"""-'- 57 1 
1911 587 
1912 574 896 210 0,5 8) 7 

191~ 51) 1 169 367 0,7 108 8 

191 . 575 I 585 598 0,9 154 16 

Provinz Schleawla-Holate1n, Oe biet 1920 b1S 19}6 (einsehl1e8lich Reichspost und Reichswehr) 

(1. Juli) 
..... ""'' l.tSr...--PS •••Eio.-.g-• 

77Q 
()..n•bt.t•• ....t-n ........... , 

1921 I 526 172 1,0 19 454 182 ~ ;a 
1922 990 

} 
1 848 2)8 1,2 28 809 )5l 

192) I 47) ahnoKiol"' 2 427 251 1,6 27 985 42 41 sa 

1924 ~~~ 
~n~....- )07) 365 2,0 )7 1 169 49) 54 16 

1925 '949 282 2,6 71 1 )27 1199 61 2li5b 

1926 1 15lc 610 II 924 415 ),2 169 I 8115 512 80 508d 

1927 9 567 1 )76 6 508 )29 11,2 16) 2 291 600 65 6)5 

101•-- ... ,....."__ 
~. 200cc111 ..._I 500<<"' 

'}06 661 1928 11 436 ' 118e 8 0811 5.2 2)8 n 708 

1929 15 )17 6 170 9 800 6,) )22 • 028 629 9) 1 020 

19}0 18 718 8 7)1 11 7)8 7.5 )28 46)8 619 104 95)( 

19)1 20 626 10 7~ 12 6)8 8,0 )55 5058 5)1 110 I 027 

19)2 21 ~~ 12 1 I 11 795 1 122 7,4 )22 4 852 1127 115 I 0211 

19)) 22 0 1) 162 12 487 6 9}0 7 . 9 )18 5 099 )88 122 I 108 

(ohne RtlchSpoat und Retchswehr) 

19}0 18 6921 

I 12 59, I I I 262 I 
II 471 

I I 
10) 

I 
944 

19)1 20 596 8,0 4 867 109 I 026 

19)2 21 157 11 7)9 7.4 2)4 • 654 115 I 02'-

19)) 22 0)5 12 421 7.8 2)2 4 879 122 I 100 

Provinz/Land Schleawts-Holsteln, Oe biet seit t. ' · 19)7 (ohne Bundespost, Bundesbahn und Bu.'ldeawehr) 

ll'ltt ti.AwCUI' .. ,~~ .... """''"' 
,., 

twl0ttu"'9t · 
... 249 cc• ~~·"-""""""' -2· ..... - ,.ll•<ioHvo 

~· 7 5261 
19116 2 014 ' 991 "<<f•Of't•fainwoe 1,6 226 

618 
2 188 

1947 2 978 1 )49 ....t~; 2,8 ,}112 8 764 5 755 
1948 4 807 9 56) 

wo , ),6 )77 10 501 764 6 oo• 
19119 1) 752 1) 9112 5.) 4}0 1) 1)2 642 6096 

1950 22 151 19 802 7.6 55) 15 758 8)2 1 147 

1951 )I )81 ~fot 
10,6 642 19 21~ 961 9258 

1952 )8 709 12,) 622 18 89 880 11 902 

195) s II() 961 • )5 692 15.1 • 661 • 18 ,}18 I I 260 • 14 808 

1954 51 89) 
54 226 

46 821 
7 58-

20,) 711 21 0), 
6 8)2 

I ... 18 225 

• ·55 56 950 57 982 25.5 7 5 22 70) I 58} 21 977 
1956 57 701 55 907 69 817 8~ .}1.0 820 22 857 7 221 I 698 24 :.62 

1957 56 176 54 1)8 85 968 9 5 )8,1 89) 2) 4)) 7 421 1 872 27 6oS 

1958 56 067 54 2)5 107 477 11 507 47,4 948 211 254 1 784 1 980 )2 197 
1959 ~1 095 49 6)) ~g~ ::r 1) 871 I 58.2 981 25 048 8 199 ~ ~~~ 36 179 
1960 5 55~ 114 28) 17 ~5 70,8 1 079 25 8)9 8 662 II() 486 

1961 ~ 06 )9 114 19) 200 21 " 
8),4 1 089 26 785 9 166 2fl77 411 05,} 

1962 )1 540 }0 856 228 818 26 ,}21 97.7 1 1)1 27 9J' 9 771 2 74} 47 }11 
196) 24 )89 2) 827 266 )67 )1 6611 112,7 I 166 29 425 10 4112 '085 50 1196 
1964 1~ )51 )06 218 128,0 I 202 )1 019 ' 446 5) 052 

1965 1 280 )475)5 14),4 1 2)7 )2 11) '907 55 5)11 

1) Als Krattrlder aalten nach ROBl. 1910 (Nr. 5, S 1) bla 1921 Fahrzeuge, die vo~ Sattel aus setahren wurden und aut nicht mehr 
als ) (1) Rldern llet'sn, wenn lhr Bisengewicht ohne Setrlebaato!te (bsi elektrischem Antrieb ohne Akkumulatoren) 150 k& nicht 
Uberst1ea. Von 1922 bla 1925 wurden nur •oroBkrattrlder" ertalt, da nur ale zul&asungs- und steuerptlichtls waren. Mlt Oro8-
krattrldern wurden solche Krattrlder bezeichnet, deren nach der Steuerto~l berechnete Nutzleistung bei mehr als ~ cm Aulen­
durchmesser der Radreiten 0,75 PS, bei kleinere• AuBendurc~aaer I PS Uberaties. Ab 1926 alnd Kleinkrattrldtr ln den Oaa .. t­
zahlen enthalten. Die Zulassungsgrenzen wurden 1925, 1928 und 19)8 aelndert. Wlhrend zulassunaspfl1cht1ae Motortahrrlder ein­
bezoaan wurden, sind dle aoa. Mopeds (nlchtzulasaunaa-. nichttUhrerachein-, nlchtsteuerptl1eht1ge Pahrrlder elt organlach ein­
gebaute• Hilfsmotor bis 50 cca Hubrau.) in den Zahlen nach de• Kriese nicht enthalten. Dreirldrlge Laattahrzeuge mit eine• 
Blgenaewloht bla )50 k& wurden bis 19)4 zu den Krattrldern sezlhlt 2) Krankenkraftwagen wurden bla 1960 bei den Peraonen-
krattwaaen, 1961 bel den Sonderkrattfahrzeugen aezlb1t (1965 1 225) )) Die verschiedenen Ausgliederunsen dieser Spalte alnd 
keineawaas identisch und daher nicht •iteinander vergleichbar. Dia 011ederungaaerkaale und OrHBenklasaen alnd ott aelndert 
worden 4) 1921/)) als Personenkrattwagen •lt ~hr als 8 Sltzplltzen elnachl. FUhrersitz definiert 5) Brennatotfkeaael-
waaen bis 19)) bei dtn Lastkraftwagen, ab 1946 bei den Sondarkratttahrzeuaen enthalten 6) bis 19)0 "ohnt OUterladerau•"· 
Die Zahlen bis 19)) sind nicht sehr zuverllaals 7) bei Pkw'•• deren nach der Steuerformel berechnete Nutzleistung nicht 
bekannt war, wurde dleee aleich der halben Motorleiatuna staetat a) Antrieb: Elektromotoren b) darunter 17) mit 
Antrieb von Verbrennunasmaaohinen o) eln Tell der Zun~ dar Oro&krattrlder 1st durch Herabsetzune der Zulaaauneagrenze 
rur Klelnkrat'trlder (von 0,75 aur 0,7 und von 1 aut 0,9 Sttuer-PS) am 5.12. 1925 und damit durch den Zugans trUherar (nlcbt 
ertalter) Kleinkrattrlder bedln&t d) darunter )) •it Raupenantrieb e) e1n Tell der Zunahme 1st durch !rweiteruna der 
Zulaaaunaaarenze tUr Kleinkrattrlder (16.).1928) und damit den Zugans trUherar OroBkrattrlder bedln&t t) Der RUck&ana 
erkllrt alcb daraus, daB aalbettehrende Arbelta ... chlnen (z.B. Motortra&PtlUge, Motoralsen, Straßenwalzen), die 1n den Vor­
Jahren tellweise •itaazlhlt wurden, ab 19)0 we&&elaaaen wurden. Unter den Zugmaschinen waren 701 •lt deutscher Marke 
g) elnachl. Sondert&hrzeuKS 
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Schluß: 4. Kraftfahrzeuge 
b) Gesamtbestand an Kraftfahrzeugen 

- e1nschlle811ch der aua steuerlichen oder aonatigen GrUndtn vorUbergehend ala atillgelegt abgemeldeten Fahrzeuge -
19}4 wurde der Krartr&hrzeugbrter etngerUhrt und dte vorhandenen Fahrzeuge te Laure der niebaten Jahre d~it auageatattet. Er 
dient als O~ndlage der Anschre1bung der Krartrahrzaugbeatlnde dteaer Tabelle. Alle Anseben verstehen aicb ohne Pahrzeuge der 
Wehrmacht oder Bundeswehr. 

Xra1'trlder (ohne Mopeda) Peraonenkrartwasen 

davon davon 111 t etnee Hubrau• in cu 

1. Jul1 lna- Krart- andere Xrartrlder. mit elnee ins- Uber Uber 
geaut roller Motor- Hubraum ln cc• geeut bU 1 000 1 500 Uber (b1s rahr- 1 000 bia bh 2 000 2119 CCII rlder b1a 200 Uber 200 Uber 250 1 500 2000 Hubraum) bia 250 

Provinz Schleawta-Holateln, Gebiet 1920 bh 19}6 (einacbl. Ratehabahn und Re1chspoat) 
19}11 25 452b I - I 

14 608 I 10 8llllb I 16 011: I ~ ~rs I II 992 

I '710 I II 61} 
19}5 26 2211 - 15 891b 

10 '" 
19 180. 6 756 II 254 II 1122 

19}6 28 225 - 17 858 10 }67 2} 985 5 169 9 11119 5 212 II 1511 
Provtn&/Land Schleswts-Holatein, Gebiet aalt 1. II. 19}7 (etnachl. Reichebahn und Reiehapoat) 

19}6 26 )76 I - I 17 878 I 8 1198 I 22 185
1

1 5 0081 9 196 I - 6811 I }296 
19}7 27 662 - 18 1167 9}95 26 582 64}5 10 926 5 1197 } 721! 
19}8 }0 51} - ..._ ---22 0711 I 8 11}9 }0 615 7 62} 12 6}7 ~ 9}9 4 U6 

(ohne Reicha-(Bundea-)bahn und Reicha-(Bundea-)poat} 
19}7 27 857 - 26 407 . 
19}8 }0 ~')8 - }011}2 
19}9 }llyj6 - }II lf}l 

b1a 199 200 - i!'l9 2"}0 u ........ b1a 999 OOG-1 1 o;()()-1 u ...... 
19118 10 691 

'26; 
llJnl 

19 667 II 689 1952 40 6111 718 10 508 21 990 II 1}5 "7~5· 7 885 1 52} 
195} 52 !1111 1 571 11}84 29 675 II 878 116}6 42 277 10 1511 211 990 5 }29 I 8011 
19511 62 9}8 } }6o 11966 112 608 5 0011 52 2711 12 601 }1 6}0 6 0}2 2011 
1955 69 e}O 5 881 11 7}11 }8 620 8 90} II 692 61 965 15 775 }7 1190 6 1176 2 224 
1956 72 1115 9 2}4 10 7}2 }8 498 9 8}9 } 842 71 6}0 19 656 42 726 6 72} 2 525 
1957 7} 2811 11 725 97}9 }8 0}1 10 }76 } 111} 86 6o2 25 5~ 50 61? 7 507 2 887 
1958 68 5411 I} 682 7 2}} ,, 490 10 }6o 2 77~ 106 175 

'' 2 
60 65 9 115 } I~ 

1959 6} E12 15 1142 5 }00 ~ 756 10 070 2 24 1}1 120 ~, }8- 72 9}} 11 }70 } 4}} 
196o 6o ao 17 022 II 100 27 }74 9 669 2 045 161 }24 5} }}0 89 ~8 14 656 110}0 
1961 55 ~6 17 918 ' 078 2} 5111 8 964 1 805 192 864 61 ~}5 108 1124 18 0}2 ~ 97) 
1962 47 E97 17 545 2 1}2 18 727 777} 1520 229 679 69 5~1 1}1 725 22 271 6 092 
196) }9 C2- 16 081 1 }8} 1} 9}9 6 }85 1 2}6 269 6)7 79 } } 155 8}7 21 }25 7 1)2 
19611 ~ 114 1' 775 804 9 571 4 885 1 079 }08~ 66 ~55 180 799 }} 172 7 91)2 
1965 2} l.OO 11 4}5 7 218 '814 9}} }48 005 91 819 206 088 110 726 9 }59 

Kra rtomnl. bua.ae Lutkl'&ftwagen Sonder- ) 
(einachl. Obuaae) kraftfahrzeuge 1 Zu las-

Kombi- davon aunga-
l. Juli natto:.s- darunter darunter prlich-

krart- ins- m1t }2 ins- andere mit einer Nutzlast in kg ins- Feuer- tige 
wage:t gesamt und mehr gesamt }rlidr1ge gesamt ltlach- Zug-

Sitz- bia 2000 I Uber 2000 Uber 5000 rahrzeuge maachlnen 
plitun bis 5000 

Provinz Schleaw1g-Holate1n, Gebiet 1920 bta 19)6 (elnachl. Re1ehababn und Re1chapoat) 
19}11 I }56 I I 6 2650 I I I I I 1}0 I 105 I 19}5 )57 8 }46 170 112 
19}6 1121 957} 6 998 2 4)7 1}8 266 116 1 125 

Provinz/Land Sehleawig-Holstein, Oebtet adt 1. •• 19}7 (einechl. Ratehabahn und Reichspost) 
19}6 I 

412 I I 8 o66 I 5 6}8 I 
2 }06 I 122 I 245dl 10~ I 966 

19}7 . 451 122 9 }98 2 619 I } 854 2 807 118 285 14 1 179 
19}8 k71 156 10 76} '005 4 21) ' liOl 1114 }85 186 I -58 

(ohne Reicha-(8undes-)bahn und Re1cbs-(Bundea-)poat) 
19}7 . }14 9 }111. 210r lU I 177 
19}8 }41 10 706: }6or 186 1 456 
19}9 }72 11 818 . 2 15} 

I>U 9'19 2 ()()()-4 999 o; 000 u ....... 
19118 bol 112} 12 }99 

9 26; 6 564 
824 6 }49 

1952 ciMP'a·'• 75 }87 22 672 5 886 959 I }00 524 12 787 
195l 

MI-- 8}} 1150 25 6)6 6 9}9 10 620 6 969. 1 108 1 558 557 16 580 
195 1 }22 9}5 522 27 755 7 257 11 811} 7 }29 1 }26 1 709 566 19 9)2 
1955 2 11116 9117 578 27 862 7077 12 1911 7 155 1 11)6 1 8}8 57} 2} 5}9 
1956 '66~ 97~ 6}2 27 181 6 592 11 98} 7 026 ~~ 1 902 576 26 O}} 
1957 4 92 I 0} 671 27 712 6095 12 7}8 7 189 2088 616 28 958 
1958 6 6~ 1 062 725 27 947 5 268 I} 701 7 016 l 962 2 202 6}1 "209 
1959 8 6~5 1 08} 778 28 205 4 }98 14 685 6 7}4 2 }88 2 249 651 }7 426 
1960 10 6}6 1 155 858 29 190 ' 5}1 15 998 6 678 2 98} 2 }72 694 42 0}4 
1961 12 6l5 1 186 87e }0 l69 2 8110 17 527 6 657 l 7~5 2 574 727 45 87} 
1962 15 218 I 2119 9114 }2 25 2 17} 19 212 6 579 661 2 86o 799 49 616 
196} 18 179 1 }0~ 1 019 }4 }115 I 579 20 698 6 527 5 541 } 21} 908 5} 15} 
1964 22 429 1 }15 1 0}5 }5 8117 1 080 21 9811 6 585 6 198 '607 1 081 55 857 
1965 26 }119 I }29 1 061 }6 721 2} 518 6 59} 6 610 4 070 1 19) 57 928 

1) ab 1952 etnschl. Krankenkraftwasen ( ltS2 • 177. 1965 • 229 StUck) 
a) einachl. einer verachwindenden Anzahl von Fahrzeugen, die nicht von Verbrennungsmotoren angetrieben wurden ( 1934135 • 
} StUck) b) darunter I) Pkw mit Rotationakolben.otor, die in den rotgenden Spalten rehlen c) Vergleich gegenUber 19}4 
geattlrt, da ab 19}5 die )rlidrlgen Lutkrartwasan bis zu einem Etaengewicht von }50 ks zu den Lastkraftwagen aezKhlt werden, 
während a1e vorher den Xrartrldern zugeordnet waren d) darunter Tankkraftwagen rur brennbare F1Ues1gkeiten ( 1937 • 10, 
1965 • 152 StUck) e) einsohl. Brennatortkesaelwagen t) ohne Brennstortkeaaelwaaen a) ainacbl. Sonderranrzeua• 
h) daN!Iter Obuue ( 1"2 • 19, 1964 keine) 

OUEU.EH: (zu o und b) 1907 ~~~ 1931: l<oiswl. Slollot. Amti'Stotlst. ReidiSGiftl, Vj.hefto r. Stot. d. Ot. Rolcho, 1901 bio 1938 
1939: S1o1lat, R.td.aml, Wimdlcft und Slotistlk 19'39 
1tc' ~I• lf41: ~"'""I dot S~n~l!an dos -a,...,;.ct- und llritioct- Bosol~<••'91190bietn 
1936 (,_), 1949 ~al951: V.,_llung lor V...,., ciH V•ainigt.., Wir1ocholt190biatn, Abtailung Sttallon 
ltS2 H: KtoltfchrtamdoiOIIII (~stand), ~ist. L..._. Sdlln..;~Hclstaln nodt Mo~ dot Zulosll.0\9Utollen (stllliogondo Foln0U91) 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
36. Jahrgang Heft 10 Oktol> r ''84 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 
Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 1983 1984 
-

Monats- Juni Juli Aug. H.sl Junt Juli Aug. 
durchschnl tt 

I 
BEVöLKERUNG UND ERWERBSTÄTIGKEIT 

8Evtll~ERUNG All J«>NATSENDE 1 000 2 620 2 618 2 617 2 618 2 618 2 616 ... ... . .. 
NATORLICilE BEvtlLKERU~GSBEli!:Gt;NG 

•Eheschließungen 1) Anzahl 1 201 1 237 1 417 1 540 1 625 I 740 2 015 .. . .. 
:lebcndgcborene2l 

je 1 000 Einw. und 1 Jahr 5,5 s ,7 6,6 6,9 7 ,J 7,8 9,4 ... . .. 
Anzahl 2 040 1 956 1 945 1 989 2 057 I 969 1 985 .. . .. 

je I 000 Einw. und I Jahr 9,3 9,0 9,0 8,9 9,3 8,9 9,2 ... . .. 
:Gestorbene3l (ohne Tot~borenel Anzahl 2 633 2 585 2 581 2 398 2 503 2 642 2 540 ... . .. 

je I 000 Eil!'ol. und I Jahr 12 ,I 11,9 12,0 10,8 11 ,3 11,9 11,8 ... ... . darunter Im ersten Lebensjahr Anzahl 21 19 21 21 21 23 8 ... ... . je I 000 lebend~borene 10,3 9,7 10,8 10,6 10,2 II ,7 4,0 ... . .. 
•Qberschull der Geborenen (•) oder Gestorbenen ( -) Anzahl . 593 - 629 - 636 - 409 - 446 - 673 - 555 ... ... . J" 1 000 Elnw. und 1 Jahr . 2,7 - 2.9 - 3,0 - 1,8 - 2.0 - 3,0 2,6 ... 

WANOERlrnGlN 

•ober die Landesgrenze Zugezogene Anzahl 5 589 5436 5 361 6 120 6 164 5 6 I ... ... ... 
*Ober die Landesgrenze fortgezogen~ Anzahl 5 082 4 937 5 293 4 595 5 465 4 665 ... ... .. . 
•wanderunqsgewfnn (•) oder -verluo;t (-) Anzahl . 507 • 4~ • 989g ·1b m 'n m • 9 g~ . .. ... . .. 
*Innerhalb des Landes Ungezogene 4) Anzahl 9 835 10 0 ... ... . .. 
Wonderungs 1811 e Anzahl 20 506 20 468 20 592 21 052 23 068 19 794 ... . .. . .. 

je 1 000 Einw. und 1 Jahr 139 140 141 141 155 IJZ ... ... ... 
A RBEITSLAGE 

•Arbe1 Ulose 1 000 91 107 99 101 100 101 102 104 103 

daruntrr •mnner 1 000 54 62 56 57 56 59 59 59 58 

Ku~zarbefter I 000 15,4 17,1 9,3 4,7 9,1 12,7 8,4 4 ,I 4,2 
d3runter ll.lnner I 000 12 .z 14,2 7,3 4,0 6,9 10,8 7 .o 3,4 3,8 

Offene Stellen 1 000 3,7 2,5 3,2 2,6 2,5 3,2 3,0 2,8 2,9 

LANDWIRTSCHAFT 

V I EHBEST ANO 
*Rindvieh (efnscnlie611ch Klilber) I 000 1 565a 1 616a 1 b60 1 C.66 

darunter *Mflchk~he 
(ohne Al:lnen- und Mutterkühe) 1 000 541a 5741 538 37 

*Schweine 1 000 1 7408 1 7JJI 1 861 I 876 
darunter •zuchtsauen 1 000 190a 190° 199 . 189 

darunter •trächtig I 000 1311 128° 132 127 

SCHLACHTUNGtN VON I NLANOTJ EREN 

*Rinder (ohne Kälber) 1 000 St. 37 38 31 26 39 39 30 '16 46 

•Kälber I 000 St, 1 I 1 1 1 I 1 1 
•Schweine I 000 St. 2~b 238 236 221 242 235 229 231 253 

darunter ·~ausschlathtungen 1 000 St. 4C 2 2 2 2 2 2 z 

SCHlACHTMENGEN5 ) AUS GEII!:RBLICHEN SCHlACHTUNGEN 
(ohne GeflUgel) 1 000 t 29,4 29,8 27,9 25,2 30,9 29,8 26,7 28.6 33,7 

da~unter •Rinder (ohne KlilDer) 1 000 t 18:1 Ia;; 8:{ u 16:1 '8:1 B:t ~:? 1ß:? 
•Kälber 1 000 t 
•Schweine I 000 t 18,8 19,0 19,0 17,6 19,3 19,1 18,2 18,3 20,1 

DUr.ttlSCHNJnLJCHES SCHlAC!iTGfWICHT fur 

Rinder (ohne Kälber) kg 283 284 280 283 290 272 274 276 291 

Kälber kg 102 106 100 109 105 104 I 8 109 111 

Setweine kg 81 81 81 80 81 81 80 80 80 

GEfl.GGEl 
Eingelegte Bruteler6 l •fur Legenennenkuken 1 000 125 164 133 128 191 198 15' 69 215 

für Mas thuhnerkt;ken I 000 1 156 I 033 1 099 I 022 911 870 1 0' I 11 ' 089 

*Gefl tlge 1 f1 euch 71 I 000 kg 902 817 837 820 826 765 713 888 926 

I LCHER7EUGUNG 1 000 t 215 229 255 240 200 p 282 p 243 p 215 p 189 

darunter •an Molkereien und Handler geliefert ~ 97 97 99 98 97 p 99 p 99 p 98 p 97 

'Hf lchlelstun 9 je Kuh und Tag kg r 13,3 13,5 15,3 13,9 11 6 p 15 8 p 14 , 12 1 p 10.6 

•) Diese Positionen Wt'rden von all~n Statistischen Landes~mtern im "Zahlenspiegel" veroffentlieht 
1) nach dem EreigniSort 2) nach der Wohngecneinde der Mutter 3) nach dPr Wohngemeinde des Verstorbenen 4) ohne Innerhalb der Geclelnde Umgezo~ene 
S) einschlle611ch Schlachtfette, iedoch ohne Innereien 6) ln Betrieben mit einem FassungsvennOgen von 1 000 und ~~~ehr Eiern 
7) aus Schlachtungen inländischen Gef1Ugels in Schlachtere1en mit e1ner Schlachtkapaz1tat von 2 000 und ~~~ehr Tieren Im Monat 

a) Oezrmber b) Winterhalbjahr 1982/83 • 5 c) WinterhalbJahr 1983/84 • 6 



Noch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

198Z 1983 1983 1984 
Monats-

durchschnitt Juni Juli Aug. Mai Juni Juli Aug. 

PRODUZIERENDES GEWERBE 

VERARBEI rENDES GEWERBE I ) 

*Beschäftigte (elnschlieBlich tniger In~ber) 1 000 174 166 166 165 167 163 164 165 167 darunter 'Arbeiter und gewerblich Auszubildende I 000 121 114 114 114 115 112 113 114 115 
•Geleistete Arb~i terstunden I 000 17 312 16 254 16 403 13 570 16 079 16 534 15 593 13 861 16 620 
•Lohnsunrne Mi 11. DM 309,8 301,7 309,4 305,8 309,8 297,7 302,1 324 ,I 322,2 
•Geha 1 tssumme Mill , OM 198,5 202,7 212,5 197,5 r 192,7 205,4 212,5 205,7 199,5 
Auftragse1ngang ausgewahlter WirtschaftsZ\!Ieige Mi 11. DM 1 420 1 559 I 460 1 157 1 457 I 463 1 545 1 708 I 550 aus den Inland Mill. DM 1 039 1 071 1 090 814 1 022 I 020 1 075 928 l 123 aus den Aus lo1nd Mi11. DM 380 488 370 343 436 443 470 780 427 

•Unsatz (ohne Unsatzsteuer) Mi11. DM 2 802 2 849 2 913 2 549 2 781 3 247 3 014 2 549 3 324 ln landsUiliSatz fhll. OM 2 261 2 319 2 422 2 080 2 265 2 447 2 378 2 054 2284 •Aus 1 andsUl!Satz Mi 11. DM 541 529 491 469 516 800 636 495 I 040 
'Kohl evert>ro1uch2) 1 000 t SKE 22 19 17 21 22 19 15 20 23 
'G.sverbraurh3) Hill. m' 35,9 40,2 37,8 34,4 39,5 42,9 38,6 31,9 32,1 •Stddt- und Kokert>i gas Mi 11. m' 

'Erd· und Erdolgas Mi 11. m' 

'Hpizölverbrauch 4) I 000 t 75 66 50 62 61 79 73 74 72 *lt>fchtes Ht>1zöl I 000 t 10 8 6 s 6 7 6 6 6 •schweres Heizol I 000 t 66 57 44 57 57 72 68 68 66 
•Stromverbrauchs) H111. kWh 220 222 208 204 231 237 230 214 233 
'Stroorerzeugung (industrielle tlgt>nerzeugung) Mi11. kWh 31 25 21 23 22 18 20 23 24 
*Index der industriellen Nettoproduktion 

{1andesspez1fi sehe lnd I zes werden bis auf we1 teres 
nicht mehr berechnet) 

BAUHAUPTGEWERBE6) 

*Beschaft1gte (einschließlich tätiger Tnhat>er) Anzahl 48 965 49 160 50 252 50 544 52 388 47 596 47 941 47 675 ... 
*Gele1stete Arbeitsstunden 1 000 5 352 5 473 6 759 4 809 7 294 6285 5 566 4 860 ... darunter für 

'Wohnungsbauten I 000 2 290 2 346 2 916 1 767 3 144 2 659 2 392 I 847 ... •gewerbliche und 1ndllStr1e11e Bauten I 000 1 092 1 176 1 400 1 097 I 486 1 293 I 136 I 080 ... •vt'rkt'hrs- und öffent !1 chp Bauten I 000 1 835 I 765 2 214 1 733 2 415 2 170 1 885 1 809 ... 
•Lohnsum:ne Mill. 0~ r 107,0 112,1 132,3 102,5 139,4 131,8 115,4 106,1 ... 
•Geha 1 tss ~~~m~e Hi 11. DM 18,8 19,2 20,3 19,4 18,9 19,4 20,8 19,2 ... 
•Baugew~r·bl i eher Unsatz (ohne Unsatzsteuer) Mi 11. DM 358,6 376,1 558,1 317,8 430,3 363,0 373,6 346 ,I ... 

Au1 t ragSPl ng~ng7 ) Mi 11. DM 211,8 247,6 276,7 242,1 253,0 286,5 240,4 210,5 ... 
AUSBAUGEWERBES) 

Beschäft 1 gtt' Anzahl 8 422 7 998 7 913 7 968 8 239 7 843 7 928 7 984 ... 
Geleist~te Arbeitsstunden 1 000 983 940 945 835 1 044 980 920 908 ... 
Lohn- und Geha 1 t.ssumme Mill. DM 19,6 19,1 20,5 19,0 20,4 20,0 20,8 20,5 ... 
Ausbaugewerb 1 i eher Umsatz (ohnl! Umsatzsteuer) Mi 11. OM 55,9 56,0 69,2 40, I 54,8 52,2 54,6 52,0 ... 

OFFEilTUCHE ENERGI EVERSORGUNG9) 

•stromerzeugung (brutto) Mill. kWn 972 959 638 661 670 1 909 I 697 ... ... 
•Stromverbrauch (einschlle6hch Ver1"ste, 

ohne Pl.l11pstromverbr~uch) Mi 11. kWh 808 816 685 65! 741 801 746 ... ... 
•easerzeugung (brutto) Mill. m' 

HANDWERK 

HANDWERK (Me3zahlen) 1D) 
2.Vj.83 2. Vj.84 

•eeschaftlgte (einschließlich tat1ger Inhaber) 
am Ende des Vierte 1jahres 30.9.1976 : 100 101 ,4 101 ,3 100,5 100,8 

•Urnsa tz (ohne l.kilsa tZs teuer) Vj.·D 1976:100 4 128, 134 .o 140,9 132,8 

') Die~e Positionen werden von allen Statistischen Landesiimtern 1m ''Zah1ensp1egel" veröffentllcht 
I) Setriebe n11t im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen BerichtE l 1 2) I t Steinkohle • I t SKE =Steinkohle-
tlnheit (29 308 MJ) 3) 1 000 m3 Gas (H0 : 35,169 MJ/m') • 1,2 t SKE 4) 1 t Heizol, le•cht = 1,46 t SKE. schwer;; 1,40 t SKE 5)1 000 kWh Strom = 0.123 t SkE 6) Zur Methode siehe Statistischen BerichtE ll 1 7) Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschliftigt~n 8) Zur Methode 
sieh<' Statlst1scnen Bencht E !II 1 9) Quelle: Der Wirtschaftsmimster des Landes Schleswig-Holstein 10) ohne handwerklich<' Nebenb~triebe 



Noch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 1983 1984 

Monats- Jll!ll Juli Aug. 
du~hschnl tt 

Mal Juni Juli Aug. 

BAUTÄTIGKEIT 
I 

BAUGEIIE~MIGUNGEN 

•Wohngebaude (Errichtung n!uer G~bäude) Anzahl 467 661 965 840 749 624 69!> 527 543 

da runter mit 
•1 Wohnung Anzahl 326 48J 710 656 558 483 562 407 417 

"2 Wohnungen Anzahl 80 107 148 128 127 83 76 83 84 

•Ra1111f nha 1 t 1 000 m' 523 687 991 801 159 574 587 447 435 

*Wohnflllchr 1 000 m• 91 120 170 141 131 103 lOt 81 77 

*Nichtwohngebäude (Errichtung neuer Gebäude l Anzahl 117 171 233 189 165 160 142 131 142 

•Ra1111lnhalt 1 000 m' 520 599 709 601 515 480 574 417 462 

·~utzfHiche 1 000'"' 88 103 129 100 93 84 101 72 79 

*Wohnungen insgesamt (all! 8alll14~hmen) Anzahl 1 159 1 570 2 289 1 742 I 620 1 314 1 339 1 036 992 

HANDEL UND GASTGEWERBE 

AUSFUHR 
•Ausfuhr insgesamt lhll. DM 677,7 678,8 609,0 592,1 766,5 942.7 69!>.0 829,4 ... 

davon Guter der 
•Ernlihrungswi rtscha ft Mill. DM 118,6 115,4 98,6 116,9 132.9 136,9 129.3 104,8 ... 
•gewerb 11 chen Wirtschaft Mi 11. OM 559,1 563,4 510,5 475 ,2 633.~ 805,7 565,7 724,6 ... 

davon 
•RohStoffe Mill. DM 13,9 12,8 11,9 8,3 9,3 18,8 18,4 15,4 ... 
*tlalbwaren Mi11. DM 61 ,5 57,4 45,6 43,0 62,5 10,6 65,2 49,4 ... 
*Fertigwaren Mill. DM 483,7 493,2 453,0 423,8 561,8 716.4 482 ,I 659,8 ... 

davon 
•vorerzeugnisse Mi 11. DM 55,9 64,3 67.1 47,9 60,1 92 .o 98,5 71,4 ... 
*[nd!rzeugni sse Hlll. OM 427,8 428,8 385,9 375,9 501,8 624,4 383,6 588,4 ... 

nach aU'ig!'w~h lten Verbrauchs Iändern 

•EG-L•nder H11l. DM 290,5 295 ,I 274,0 272 .s 296,5 383,0 342,7 259,6 ... 
darunter Hi.clerlande Hlll . OM 54,4 64,2 55,1 49,3 60,6 67,7 60,4 39,6 ... 

DXnCI:14rk Hlll. DM 58,0 57,3 60,2 48,0 59,8 96,0 76,0 63,7 ... 
FrankreiCh Hlll. DM 56,1 55,2 53,7 57.2 45,9 66,0 68.6 49,1 ... 
Vereinigtes Könl greich Hill. DM 39,1 45,6 38,2 46,2 68,6 ~7 ,8 58,2 38,D ... 

*[ INZELHANDELSUMSXTZE (He8zahl) 1980 • 100 105,3 r 108,8 112,5 108,1 107,6 r 108,4 r 107,7 110,8 ... 

STGEWERBEl;MSXTlE (He6zah 1) •GA 1980 Ii 100 102,0 108,4 134,9 160,9 157,6 r 114,5 r 134,4 153.8 ... 

F REHDEIIVERI'.EHR IN BEHERBERGUNGSSUTTEN 
MIT 9 U.~!l HEHR GXSiEBffiEN 

•AnkUnfte 1 000 217 216 325 410 358 p 284 p 334 p 374 ... 
darunter •von Auslandsgästen I 000 22 21 28 45 31 p 23 p 28 p 42 ... 

•Dbernachtungen 1 000 1 338 1 307 2 203 3 383 3 068 p 1 371 p 2 080 p 3 195 ... 
darunter •von Aus landsgasten 1 000 40 40 49 76 59 p 43 p 50 p 71 ... 

VERKEHR 

s EESCHIFFAHRT I) 

GUtere:~pfang 1 000 t I 143 1 175 1 271 1 102 1 052 ... ... ... . .. 
GUterverund 1 000 t 545 603 621 526 620 ... ... ... ... 

INNENSCHIFf AHRT 

•Guterempfang 1 000 t 164 138 146 125 158 133 122 142 138 

•Gutervers•nd 1 000 t 142 148 158 159 204 163 140 130 202 

8 

·z UI.ASSU~GEN FABRI KNEutR ~RAfT FAHRZEUGE Anzahl 8 169 9 382 12 217 7 741 6 936 11 299 7 5D7 ... ... 
darunter kraftrader 

(elnschlie81ich Motorroller) Anzahl 450 432 636 417 261 682 414 ... . .. 
•Personenkraftwagen 2) Anzahl 7 163 8 253 10 586 6 754 6 122 9 861 6 382 ... ... 
•tastkraftw&gen 

(elnschlieGlich •it Spezialaufbau) Anzahl 325 400 476 322 318 489 397 ... . .. 

TRASSEIIVERKEHRSLtiFALLE s 
*llnfille 1111 t Personenschaden Anzahl 1 449 1 533 1 967 1 751 2 014 1 709 1 772 p 1 532 p 2 032 

*Getötete Persunen Anzahl 40 43 52 56 46 38 46 p 30 p 44 
•verletzte Personen Anzahl 1 867 1 966 2 !>12 2 311 2 570 2 164 2 309 2 017 2 552 p p 

•) D1ese Positionen iolerden von allen Statistischen Landeslimtern i111 "Zahlenspiegel" verliffentl1cht 
1) ohne Eigengewichte der als Verkehr.llittel Im rahrverkehr transportierten Eisenbahn· und Stra6enflhrzeu9e 
2) etnschlle811ch Kombinationskraftwagen 



Noch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 1983 1984 

Monats- ) 
durchschnl tt 1 Juni Juli Aug. Mal Juni Juli Aug. 

GELD UND KREDIT 

KREDITE ll!JO EINLAGof) 

"Kredlte3 l dn Nichtbanken insgesamt 
Stand am Jahres- bzw. Monatsendei M111. DH 61 136 65 433 

darunter 
63 756 63 284 63 467 66 272 67 089 66 981 67 297 

•Kredltt> 3) an lnl~ndl~che Nichtbanken Mfll. 1»1 59 217 63 597 61 964 61 489 61 668 64 578 65 419 65 342 65 660 
•kurzfristige r.redite (bis zu 1 Jahr) Mill. DM 9 118 9 907 9 804 9 056 8 932 9 674 10 211 9 770 9 675 

•an Unternet'l!len und Prl vatpersonen Mlll. DM 8 878 9 190 9 199 8 745 8 665 9 451 9 924 9494 9 372 
•an l!ffent liehe Haushalte H111. DM 239 717 605 311 266 223 287 276 303 

•mlttelfrhtlge Kredite (1 bis 4 Jahre) Hill, DM 7 513 7 348 7 298 7 357 7 350 7 232 7 280 7 306 7 352 
•an Unternetwen ~>nd Pr1vatperson!n H111. DH 5 675 5 529 5436 5 481 5 SID 5 437 5 423 5 376 5 409 
•an liffentliche Haushalte 11111. OH I 838 I 819 1 862 1 876 1 840 I 795 I 856 1 930 I 943 

•tangfrutige Kredite (Mhr als 4 .!ahre) Hili. DM 42 587 46 341 44 862 45 076 45 386 47 672 47 928 48 266 48 634 
•an Unternet'l!len und Pnvatpersone~> 11111. OH 31 809 34 816 33 449 33 720 33 962 35 541 35 724 35 979 36 266 
•an l!ffent liehe Haushalte Mill, DM 10 778 11 525 II 413 11 357 II 424 12 131 12 204 12 287 12 368 

•Etnla~ n uncS aufgl'IIO!IIOene Kredlte3l von Nichtbanken 
(Stand Jah~- bzw. Monats ende) Mi 11. DH 38 037 40 378 38 541 38 724 39 265 40 373 40 241 40 558 40 997 

•stclttelnlagen ~>nd Te,..lngelder lh 11. 0!1 23 499 24 711 23 749 24 020 24 455 24 951 24 856 25 277 25 640 
•von Unternemen und Privatpersonen 11111. !»! 17 J86 18 366 17 636 17 847 18 180 18 556 18 646 19 030 19 271 
•von öffentlichen Ha~ha lten H111. DM 6 112 6 345 6 113 6 173 6 276 6 395 6 210 6 247 6 369 

•Spareinlagen Hlll. DM 14 539 15 667 14 791 14 704 14 809 15 422 15 385 15 281 15 347 
*bei Spari<assen (Spareinlagen, Sparbriefe, 

Namensschuldversehret bungen) Hlll. 011 10 599 I I 457 10 829 10 820 10 883 II 566 11 568 II 563 II 619 

•Gutsehrl ften auf Sparkonten 
(PI nsehll e811 eh Zl nsgutschri ften) Hili. DM 886 990 832 I 156 977 755 748 982 842 

*Lastsehtl ften ~uf Sparkonten 11111. OH 817 896 835 I 243 872 776 785 I 090 807 

HlltlGSSCHWI ERIGKEil Eil 

•Konkurse (eröffnete und JUngeis Masse abgelehnte) '-nnhl 56 54 60 58 40 63 60 38 81 

•vergl ei chsverfahren '-nzahl 0,2 0,3 I - - - - 1 -
"Wechselproteste (ohne die bei der Post) Anz1hl 404 337 318 277 381 342 339 ... ... 

•lleehselsllll!le Hili. DM 3,6 2,4 2,9 1,9 1,9 2,3 2,5 ... ... 
STEUERN 

s TEUERA f'KillfWi "ACH DER STEUERART 
Ylerteljah,..s-
durchsehnt tt 

2.Vj.83 2. Vj .84 

•GCIIM!inscha ftssteuttrn Mill. DM 2 111 ,3 z 248,0 I 961,6 - 2 098,5 
•st ... em v0111 Eink010r.1en Mfll. DH I 500,5 I 567,9 I 363,7 - I 461,4 

•Lohnsteuer 4) 11111. DM I 084,6 I 161,8 1 006,0 I 088,8 
•veranlagte Elnk-nsteuer M111. DM 244,7 237,0 201,5 213,3 
•ntchtveranlagte Steuern v0111 Ertrag M111. DM 17,8 17,9 II ,1 20.9 
•Kllrperschaftsteuer 4) Mill. DM 153,4 151,2 145.1 138,5 

•steuern vom l.blsatz llill, OH 610,9 680,0 597,9 637 ,I 
•ltftsatzsteuer Mill, DM 403,4 442 ,I 363,6 365,2 
•Et nfuhn.asatzsteuer Mi 11. DM 207,4 238,0 234,3 271,9 

•llundessteuern Hill.DM 129,4 131,0 114,3 113,1 
*Zillle 11111. DM o.z 0,1 0,1 - 0,0 
•verbrauchsteuern (ohne 8fersteuer) Hfll. 011 117 ,9 118,5 103,5 IOZ,Z 

•Landessteuern Hili. DM 137,8 164,2 178,3 173 ,8 
•venn~ens teuer 11111. OH 27.2 30,9 27,5 28,0 
• t:ra ft ahrzeugsteuer H111. DH 70,6 73,8 93,7 82,0 
•stersteuer Hlll. DH 4,8 5,5 4,5 6,1 

•Gevelndesteuern 1'1111. 011 267,0 261,0 266,5 I 277,4 -•Grunds teuer A Hili. 011 7,2 7,3 7 ,5 7,5 
•Grundsteuer B M11l. DH 55,6 57,3 54,5 57 .s 
• Gewe rbPS t•uer 

nach Ertrag und Kap! ta I (brutto) 11111. OH 186,4 181,8 182,8 - . 199,5 

s TEUERYERTEILCIG AUf' DIE GEBIETSKORPERSCHAF'TEN 

"Steuere! nnatmen des Bundes Hlll. 0'>1 I 144,6 I 202,7 I 049,2 1 096,6 
•Antel I an den Steuern vom [1 nk011111en Milt. OH 579,3 601,3 521,5 551.4 
·A.~tcll an den Steuern vom Unsatz 1!111. DM 412,3 452,2 397,6 . 417,3 
•Anteil an der Gewerbestt~uerUII1a9" H1ll. DH 23,5 18,2 15,8 14,7 

•Steuere1nnat111en des Landes 1'1111. 011 1 214,8 I 293,4 I 129,9 I 228,6 
•AntPil an dtn Steuem vom EinkOllilien Hili. DM 710,8 735,3 641,1 692,2 
•Anteil an den Steuern vom l.blsatz H111. DM 342,7 375,7 294,7 347,9 
•Anteil an der Ge-werbesteyer.,..la9e 11111. DM 23 ,5 18,2 15,8 14,7 

• Steuereinnamen der Geme1 nden 
und Gmel odeverbende Mill. "" 437,2 455,2 452,4 480,7 . 

•Gewerbes teuer 5 l 
H111. DM 139,4 145,4 151,2 170,0 nach Ertrag und Kap1tal (netto) 

'Anteil an der lohn-
und veranlagten E1nkoor.tensteuer Hili. OH 217,2 230,6 217,5 232,8 

FullnotE'n nächste Seite 



Noch: Monats- und VIertelJahreszahlen 

1982 1983 1983 1984 

Honats- Juni Juli Aug. i Mal Juni JuH Aug. durchsehn I tt 

! 
PREISE 

PREISINOEXZIFF'ERN IM BUNDESGEBIET 1980 ; 100 

EIn fuhrpreise 116,2 115,8 114,5 115 .s 117,7 122.4 122,1 122,5 ... 
Ausfuhrpreise 110,4 112,3 112,0 112,4 112,9 116 .o 116,0 116,2 ... 
Gr"UndSloffprctu6l ( 1976 i 100) 138,0 137.8 r 136,8 r 137,6 r 139 ,4, 144 .o 143,8 144,2 ... 
Eruugerp~1se l 

gC'Werb llcher Produktt>6 l 114,1 115,8 115 ,5 115,6 116,3 118,9 119,0 119.3 ... 
1an<h•1rtschaft11cher Produkte6 (1976 i 100) 107,3 105,8 105,2 103,8 105,3 p 105,3 p 106,7 ... ... 

•Preis Index fur Wchngebaude . Neubau, 
Bau1t>lstungen am Geb~ude 108,9 111,2 112,3 114,2 ... 

[lnlaufspreht> lancfwlrtschaftlicher Betriebs•nttt>l 
(Ausgabenincft>•l 6) (1976 ; 100) 127 ,0 128.0 I 126,6 126,1 126,9 p 131,3 p 131.0 ... ... 

Elnzelhandelsprt>ISe (1976 ä 100) 

I 
128,6 131,7 I 131 ,8 132 .o 131,9 134,8 135,1 134,8 134,2 

*Preisindex f~or die Lebenshaltung 
115,61 116,21 aller privaten Haushalte 111.9 115,4 115,8 118,2 118,6 118,4 118,2 

darunter flir 
*Nahrungsmittel, Getränkt>. Tabairwaren 

I 
111 ,3 114,3 114,9 114 ,7 113,9 116,8 117 ,I 116,7 115,7 

O..kleldung, Schuhe 109,8 113,0 112,8 113,0 113 .z 115,S 115,5 115,5 115,7 
Wohnungsml eten 109,7 115,6 115,5 115,9 116,2 119,4 119.8 119,9 120,4 
Ene~1e (ohne kraftstoffe) 125,6 124,5 122,7 123,6 126.9 127,3 127.9 127,7 127.7 
lllibe • Haushoaltsgerate u. a. Guter 

fur die HaushaltsfUhruog 110,6 113,7 113,5 113,9 114,2 115,8 115,9 116,0 116,1 

LOHNE UND GEHÄLTER 
- Effektivverdienste in DM , 

ab Januar 1983 neuer Berichtskreis -

ARBEITER IN INDUSTRIE UNO HOCH- UNO TIEF'BAU 

Bruttowochenverdienste 

*mlinn liehe Arbeiter 646 671 685 107 
darunter *Facharbeiter . 

679 697 715 740 •weibliche Arbeiter 437 454 464 474 
darunter "Hi 1 fsarbel ter . 

420 4JS 445 455 . 
Bruttostundenverdl enstt> 

•männ 11 ehe Arbeiter 15,65 16,34 16,49 16,88 
dar"Unter *Fachoarbelter . 

16,38 17,07 17,24 17,67 *weibliche Arbeiter 11 ,08 11,43 11,57 11,81 darunter •Hilfsa rbet ter 10,67 10,97 11.11 11 ,33 

Bezahlte Wochenarbei tsait 
11ann 11 ehe Arbeiter (Stunden) 41,2 40,9 41,6 41,8 
weibliChe Arbeiter (Stunden) 39,4 39,6 40,1 4 ,I 

ANGESTELLTE, BRUTIOHONATSVEROIEIISTE 

in lndu~trle und Hoch· und Tiefbau 

kaufmänniSChe Angestellte 

•männlich 3 705 3 848 3 866 3 993 
*weiblich 2 533 2 654 . 2 675 2 757 

Technische Angestell tt> 

*ml!nnllch 3 841 3 995 . 4 031 4 147 
*weiblich 2 439 2 602 2 617 2705 

ln Handel. Kredit und Versicherungen 

Kaufmannische Angestellte 

*Dlännlfch 3 184 3 185 3 202 3 263 •we1blich 2 197 2 125 2 130 2 208 
Technische Angestellte 

clinnlfch 3 166 3 179 3205 3298 
weiblich (2 245) ( 1 914) (2 106) (2 183) 

1n lndustrit> und Handel zUSallll!en 

kaufmännische Angestellte 

11annlich 3 349 3 392 ) 410 3 492 
weib1 Ich 2 294 2 270 2 278 2 356 

Technische Anges te 11 te 

männlich 3 805 3 925 3 958 4 077 
weiblich 2 438 2 520 2 684 2 667 

•) Diese Positionen werden von allen Statistischen Landeslimtern Im "Zahlenspiegel" veroffentlieht 
I) O..standszahlen bel Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Oie Angaben 1111fassen die in Schleswig-Holsteln gelegenen Niederlassungen der zur 
1110natllchen 81lanzstatatik beriChtenden Kreditinstitute; ohne Landeszentralbank, ohne die Kreditgenossenschaften (Ralffelsen), deren BtlaozSUIII!le 
• 31. 12. 1972 weniger als 10 Hill. OH betrug, sowie ohne die Postscheck· und Postsparkassenamtt>r 3) einschließlich durchla~fender Kredite 
4) nach BerUcksichtigung der Einn~t.en und Ausgaben •us der Zerlegung 5) nach Abzug der Gewerbesteuennlage 6) ohne l.l:lsatz-(Mehrwert-)steuer 



Jahr 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

Jahr 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

zur:~ Bau I 
geneinigte 

Woll-
nungen 1) 

in 1 000 

19 

18 

16 

13 

17 

lm­
genmt J 

094 

129 

149 

169 

198 

Wohnungswesen 

fertIggestellte 
Wohnungen I ) 

Ins- im 
sozialen gesllllt Wotlnungs-

in 1 000 bau 
ln S 

17 8 

19 7 

18 10 

15 10 

14 

Kfz-Bestand am 1. 7. 

16 

20 
24 

29 

34 

ln I 000 

940 

968 

983 

999 

022 

Steuere! nnatnen 
nach der Steuerverteilung 

Bestand 
an 

Woh-
nungen 

in 
1 000 

I 089 

I 107 

I 125 

1 140 

1 153 

n 
54 

Steuern 
VOll 

des I der J U:tsatz 
Landes • Gemeinden 

4 311 4 421 

4 530 4 762 

4 617 4 732 I 760 2 480 

4 578 4 859 1 749 2443 

4 811 5 174 I 821 2 720 

Jahreszahlen B 
Erscheint I• 1110natl1chen ~hsel 11lt A 

Ausfuhr 

ln 
ins- ln Lllnder 

gesamt EG-Llincler der 
EFTA 

Hili. OH 

5 607 2 530 724 

6 137 2 837 863 

8 516 3 309 1 209 

8 132 3486 1 185 

8 146 3 541 1 118 

StreBenverkehrs unflill e 
111t Personenschaden 

Unfli 

16 
17 

17 

17 

18 

lle 

815 

684 
427 

393 

394 

Steuern6 l 

I 

Getlltete Verletzte 

522 21 930 

523 22 904 

521 22 492 

485 I 22 399 

519 23 592 

von Gutern 
der 

gewerb-
liehen 

Wl rtschaft 

T 

4 655 

4 964 

6 942 

6 709 

6 761 

Spar- l 
e1nlagen5 

IlD 
31. 12. 

in 
14111. OH 

13 802 

13 928 

13 693 

14 539 

15 667 

Steuern vom EI nkonmen J 
Ver-

brauch-I veranlagte ins- lohn- steuern 
gesllllt 1 Steuer Ei nkolllllen-

steuer j 

H111. OH 

523 

1 397 468 

5 262 3 570 I 129 522 

5 342 3 737 979 471 

5 546 3 961 948 474 

f'remdemerkehrl) 

Anklinfte Obemachtungen 

Ins- Auslands- Ins- ~ von 
Auslands-

gesemt gaste gesm j glisten 

ln I 000 

I 2 836 255 21 8231 549 

2 976 238 22 748 522 

2 690 264 16 702 517 

2 609 258 16 061 I 476 

2 591 250 I 15 684 475 

-
Sozi&lht He 

Kriegs-
opfer-

1 ns- Hilfe fursorge 

gesamt Zlll Lebensunterlla 1t 

--
Aufwand Aufwand Empfänger Aufwand 

in ln ln ln 
H11l. Oll Hill. Oll 1 000 Htll. Oll 

597,7 I 196,8 60,5 44.3 

658.3 213,2 61,0 49,7 

735,9 

I 
242.1 56,4a 54,7 

807,2 276,2 68,7 60,5 

863,5 298,5 ... 62,0 

Fundierte Schulden 

Gewerbe- I der Gemeinden ~ncl 
steuer Gelllei odeverbände 7) 

nach 1----
Ertrag des La ncles 

1 

Ins- Kredit-
und gesamt markt-

Kapital llittel 

753 7 865 2 592 

1 
2 044 

815 9 065 2 610 2 028 

773 10 14) 2 722 2 110 

746 II 434 2 843 2 205 

727 12 564 2 886 2 220 

--.- -
PreisIndizes im Bundesgebl et Löhne und Gehälter 

der 9) I ndus trletrbei ter I 0 l 
r Angestellte fn bffentl1ther Dienst 

ErzeugerpreiseS) 
Jnclustrle 10) und Handel 

Lebenshaltung 1--
Janr 

fur 1976 ; 100 Bruttowochenlohn Bruttomonatsgehl 1t Bruttomonats geha 1t 11 1 

Wohn-

gewertl· landwl rt-
gebiude kaufllllinnlsche tKhnlsche 

llcher schaft1fther Nahnmgs- Anges te 11 te Angestellte Beute Angestellt@ 

114nner Frauen A. 9 BAT Vlll 
Produkte Produkte tns- und I--- (Inspektor) (BUrokraft) 

1980 • 100 gesll!!lt Genu&- M4nner Frauen Klinner 
mittel 

1980; 100 1976 Ii 100 OH ---- I 1979 93,0 96.9 90,4 110,9 108,2 577 377 2 808 I 893 3 267 2 811 2 082 

1980 100 99,3 100 117,0 112.7 609 400 3 008 2 OJS 3 490 2 985 2 210 

1981 107,8 104,6 105,9 123,9 118.2 633 420 3 178 2 158 

l 
3 642 3 111 

I 
z 302 

1982 114,1 107,3 108,9 130,5 125,5 646 437 3 349 2 294 3 805 3 221 2 384 

1983 115,8 105,8 I 111,2 134,4 128,4 671 454 3 392 2 270 3 925 I 3284 2 442 

I) Errichtung neuer Gebäude 2) Bis 1980: fn 156 Berlchtsge~~~elnden, Fremdenverkehrsjahre (jeweils 1. 10. bis 30. 9.); ab 1981· in Schleswlg-Holstein, 
nur Beherbergungsstlltten mit 9 und mehr Gästebetten , Kalenderjahre, einschließlich Kinderhelnie 3) einschlle&lich Kombinationskraftwagen 
4) einschließ\ ich tnft Spezialaufbau 5) ohne Postspareinlagen 6) Quelle fUr staatliche Steuem: Der f'inanzmlnlster des Landes Schleswig-Holsteln 
7) einschlfeßllch ihrer ~rankenhäuser. aber ohne Eigenbetriebe und Zweckverbände 8) ohne Unsatz-(Mehrwert-)steuer 9) fUr alle privaten Hlushalte 
10) elnschllelllith Hoch- und Tiefbau 11) Endgehalt. Die Angaben gelten fUr Verheiratete 111ft elnent Kind 
a) Hochgerechnetes Ergebnl s el ner Repräsentativ-Erhebung 



Kreiszahlen 

Bevölkerung"" 31. 5. 1984 Bevöl kerungsv~ränderung 
1111 Kai 1984 

KREISFREIE STADT 
Veränder~ng gegenüber Oberschuß Wallde- Bcvölke-

Kreis der rungs- rungs-

Insgesamt Vo11110nat Vorjahres- Geborenen ge~~lnn zunatne 
llOnat 1) oder Oder oder 

Ges tortenen -verlust -abnatr.:e 
in S (-) (-) (-) 

Fl.ENSBURG 86 806 + 0,0 + 0,2 - 52 64 12 

KIEL 247 262 - 0,1 - 0,5 - 112 - 87 - 199 

LOBECK 213 767 - 0,1 - 1,2 - 109 - 143 - 252 

NEUMONSTER 79 193 - 0,1 - 0,6 - 37 - 77 - 114 

OHmarsehen 130 506 - o.o - 0,3 - 41 40 - I 

Hzgt. Lauenburg 157 787 - 0,0 + 0,1 - 34 20 - 14 

Nordfriesland 161 930 + 0,1 • 0,2 - 21 145 124 

Ostholstein 194 977 + 0,1 • 0,5 - 62 163 101 

Pinneberg 259 709 - 0,0 - 0,3 - 44 - 15 - 59 

Pl!ln 118 046 + 0,5 • 0,8 - 13 552 539 

Rf!11C!sburg- Eckemfllrde 247 183.. • 0,0 • 0,1 - 14 121 107 

Schleswlg·Fl ensburg 182 597 - o.o - 0,2 - 5 - 9 - 14 

Segeberg 214 314 + 0,0 • 0.4 - 46 66 20 

Steinburg 127 647 - 0,0 - 0,4 - 23 - 36 - 59 

Sto"""m 194 299 + 0,0 + 0,6 - 60 132 72 

Schi esw! g-Ho ls tel n 2 616 023 • 0,0 - 0,1 - 673 936 263 

Verartel telldes GNerte3 l 

kREISFREIE STADT 
Lmsatz4 l 

Kreis Betriebe Beschäfll gte I• 
1111 Ul August 

31. 8. 1984 31. B. 1984 1984 
Mill. DM 

--- -
FLENSBURG 70 9 071 238 

k!El 133 23 416 I 734 

LOBECK 140 21 884 251 

NEUHIJCSTER 73 9638 103 

Oltllllarschen 73 6 394 292 

Hzgt. Lauenburg 97 7 982 104 

Nordfries land 55 3 179 69 

Ostholstein 81 5 901 107 

Pinneberg 192 20 387 310 

Pllin 48 2 602 34 

Rendsburg-Eckcmförde 124 10 056 127 

Schleswlg-Flensburg 89 5 157 125 

Segeberg 177 14 692 248 

Steinburg 92 10 154 225 

Sto"..rn 149 16 295 356 

Schleswlg-Ho 1s teln 1 59' 166 808 3 324 

Stra!lenverk.thnunfä 11 e 11it 
ust 1984 

) 
Personenschadt!n Im Aug 

(vorläufige lahl~n 

UnfMlle Getötete2l Verletzte 

67 . 
188 1 

183 2 

56 1 

87 -
106 3 

136 6 

200 3 

183 3 

101 1 

ZIS 8 

118 6 

160 4 

97 3 

135 3 

2 032 44 I 

kraftf ahncugbestand 
I. 7. 1984 

lnsgi!$ t 

34 336 

96 4 0 

83 477 

34 688 

67 720 

76 144 

79 315 

87 639 

122 830 

56 942 

121 299 

92 984 

117 787 

62 656 

94 863 

1 229 100 

4J:I 

I 

30 701 

864 

74 816 

30 749 

54 427 

65 6J7 

63 893 

75 032 

107 065 

47 g 6 

101 534 

75 490 

101 ?35 

51 137 

83 225 

I 049 365 

85 

220 

218 

64 

115 

125 

186 

27C 

216 

135 

267 

149 

201 

126 

175 

2 55Z 

I) nach d1111 Gebietsstand ~001 31. 5. 1984 2) einschileBlich der Innerhalb von JOTagen an den Unhllfolgen verstortenen Persontn 
3) Betriebe 111t Im allgemeinen 20 und 111ehr 8eschäfttgten 4) o~ne lhsatzsteuer 5) elnschlie61ich KOillbinatlonskraftwagen 

Alrqrkung• r1ne ausführliche Tabelle 11it Krelszahlen, die von allen Statistischen Lalldeslintern gebracht werden, erscheint I" Heft 5 und 11 



Land 

Sch1eswi g-Holstei n 

Hll'mburg 
Niedersachsen 
Bremen 
Nordrhei n-Wes tfa 1 en 
Hessen 

Rhein land-Pfa lz 
Baden-WUrttemberg 
Bayern 
Saarland 
Berlln (West) 

Bundesgebiet 

Land 

Sc hl eswig-Ho ls tel n 

mburg 
· edersachsen 

Ha 
N1 
Br 
No 
He 

emen 
rdrhei n-Westfa 1 en 
ssen 

elnland·Pfalz Rh 
Ba 
Ba 
Sa 
Be 

den-Württernberg 
yern 
arland 
rlln (West) 

undes ebiet B 9 

Land 

Schle swig-Holstein 

rg Hambu 
Niede 
Brl!r.le 
Nordr 
Hesse 

rsachsen 
n 
hein-Westfalen 
n 

Iand-Pfalz 
-WUrttemberg 
n 

Rhe1 n 
Baden 
Bayer 
Saarl 
Berli 

and 
n (WeSl) 

Bund esgeb1 et 

--

Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung 

am 31. 3. 1984 
Arbeitsmarkt 

Kurzarbeiter offene Schweine 
Veränderung Arbeitslose Monatsmitte Stellen insgesamt 

gegenüber am 
in 1 000 vz 31. 7. 1984 Juli am am 

1970 
1984 31. 7. 1984 3. 4. 1984 

in S 

2 615,8 + 4,9 103 880 4 093 2782 1 783 

1 605,5 - 10,5 80 393 13 987 2 485 10 
7 240,2 + 2.2 326 779 24 264 10 253 7 363 

674,7 - 6,6 39 822 3 526 1 408 8 
16 811 ,9 - 0,6 729 809 63 592 18 488 5 975 
5 556,0 + 3,2 166 365 13 394 9 900 1 289 

3 630,2 - 0,4 115 517 12 573 4 319 667 
9 241 ,9 .. 3,9 208 399 35 785 22 226 2 265 

10 969,1 + 4,7 299 454 82 565 zo 728 4 276 
1 052,0 - 6,0 51 928 5 182 1 046 46 
I 852,0 - 12,7 79 833 3 366 5 026 4 

61 249,3 .. 1,0 2 202 179 262 327 98 661 23 684 

Verarbeitendes Gewerbe 1) Bauhauptgewerbe3) 

Beschäftigte Lmsatz2 ) Beschlifti gte 
am 1111 Juni 1984 am 31. 5. 1984 

30. 6. 1984 ·--
Auslands- je 1 000 

Hill. DM ~satz in I ono 
in I 000 

in ' 
Einwohner 

164 3 014 21 48 18 

142 6 698 12 26 16 
627 9 646 29 123 17 

75 1 345 26 12 17 
1 930 30 845 29 244 14 

598 7 909 30 92 17 

358 6 057 35 68 19 
I 351 15 918 28 193 21 
1 266 15 932 30 246 22 

138 1 786 37 18 17 
157 3 507 13 34 18 

6 807 102 658 28 1 103 18 

-
*Kfz-BestaniY -- -Straßenverkehrsunflill ~6 l Bestand 
am 1. 1. 1984 mit Personenschaden im Juni 1984 an 

Pkw5) 

Spar-
einlagen 

ins- Verun ... 
7) 

gesamt glUckte 
a1n 

Unfälle Getötete Verletzte 30. 6. 
Anzahl je 100 1984 

je 1 000 Unfälle in OH 
in I 000 Einwohner je f:inw. 

1 200 1 025 392 1 772 46 2 309 133 5 882 

640 574 357 985 9 I 286 131 9 332 
3 367 2 849 393 4 084 122 5 230 131 7 408 

268 241 356 460 9 534 118 8 407 
7 511 6 693 397 8 800 188 11 140 129 8 317 
2 725 2 358 424 3 311 85 4 254 131 8 846 

1 841 I 544 425 2 250 52 2 959 134 8 319 
4 587 3 886 420 5 210 177 6 981 137 8 998 
5 441 4 427 404 6 711 240 8 951 137 9 219 

494 441 419 598 22 796 137 7 932 
683 602 325 i 280 14 I 571 124 7 827 

28 ß60a 24 68gll 403 35 461 964 46 011 132 8 424 

•v; ehbestände 

Rindvieh am 1. 6. 1984 

HilchkUhe 
insgesamt (einschl. 

ZugkUhe) 

in 1 000 

1 666 537 

15 3 
3 496 1 174 

23 5 
2 122 6SO 

897 296 

650 232 
1 861 693 
5 240 2 068 

70 26 
1 0 

16 042 5 684 

Wohnungswesen 
im Hai 1984 

um Bau genehm! gte 
Wohnungen 

--- -- --
je 10 000 

Anzahl Einwohner 

1 314 5,0 

294 1,8 
3 589 5 .o 

193 2,9 
8 117 4,8 
2 554 4,6 

1 842 5.1 
6 263 6,8 
8 169 7,5 

498 4,7 
390 2,1 

33 223 5,4 

Steuereinnahmen 

I des des I der 
Landes Bundes Gemeinden 

im 1. Vierte-ljahr 1984 

in DM je Ei r>•o~ner 

520 495 92 

758 2 892 389 
512 496 125 
595 1 320 262 
558 872 182 
619 817 189 

523 598 218 
633 785 183 
563 652 152 
490 577 113 
482 1 176 166 

569 800 174 

•) An dleser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben IJber Viehbestände, Kfz-6estand und Bruttoinlandsprodukt 
1) Betriebe 111i t 1111 allgemeinen 20 und mehr Beschäfti~ten 2) ohne Umsatzsteuer 3) Vorl äuff ge Werte 4) ohne Bundespost und Bundesbahn 
5) einschließlich Kombinationskraftwagen 6) Schleswig-Holstein ehdgUltige, Ubrige LMnder vorläufige Zahlen 7) ohne Postspareinlagen 

a) L1inder ohne, Bundesgebiet einschließlich Bundespost und Bundesbahn Gedrvcltr Im Stot11t1schen LandtJsomt Scltleswlg·Molstem 
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